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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Welche periodisch erscheinenden Publikationen 
einschließlich Pressedienste wurden von der 
Bundesregierung mit welchen Beträgen oder 
durch Ankauf seit dem 1. Januar 1983 finanziell 
unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Boenisch 
vom 14. Dezember 

Die Bundesregierung hat - wie auch ihre Vorgängerinnen - im Rahmen 
ihrer Öffentlichkeitsarbeit Inland im Haushaltsjahr 1983 von 41 perio- 
disch erscheinenden Publikationen einschließlich Pressediensten entwe- 
der Exemplare angekauft oder Vergütungen für vertragliche Leistungen 
gezahlt. 

Sie hat dafür 2 717 883 DM aufgewendet. 

Im Haushaltsjahr 1984 waren es 45 periodisch erscheinende Publikatio- 
nen einschließlich Pressedienste; der auf gewendete Betrag belief sich auf 
3 073 902 DM. 

Aus Gründen des Datenschutzes, aus vertragsrechtlichen Gründen und 
für die Jahre bis einschließlich 1983 auch aus haushaltsrechtlichen 
Gesichtspunkten muß die Bundesregierung davon absehen, die Namen 
der einzelnen Publikationen oder der Vertragspartner und die im Einzel- 
fall gezahlten Vergütungen zu veröffentlichen (Anlage 4, Nr. 14 Abs. 2 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages). 

Um die Entwicklung der Ausgaben zu verdeutlichen, habe ich die Ver- 
gleichszahlen für die Haushaltsjahre 1981 und 1982 in der Anlage aufge- 
führt. Sie ersehen daraus, daß die Ausgaben in den Haushaltsjahren 1981 
und 1982 zusammen deutlich höher lagen als im Zeitraum 1983/84. 



1981 

1982 

1983 

1984 

Gesamtbetrag 





DM 

3 246 796 

3 067 943 

2 717 883 

3 073 902 

Anzahl 

der Publikationen 

50 

39 

41 

45 

davon Pressedienste 

45 

29 

28 

32 


2. Abgeordneter 

Verheyen 

(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Boenisch 
vom 19. Dezember 


Erhält das Publikationsorgan „Afrika -Po st" der 
Deutschen Afrika-Stiftung irgendwelche Zu- 
wendungen aus dem Bundeshaushalt (außerhalb 
von Kapitel 05 04, Titel 686 34—11) oder wurden/ 
werden in den Jahren 1983 bis 1985 aus Mitteln 
des Bundes Teüe der Auflage aufgekauft? 


Die Monatszeitschrift „Afrika -Post" erhält aus Mitteln des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung keine Zuwendungen. Von 
August 1983 bis Juli 1985 wurden bzw. werden 200 Abonnements der 
Zeitschrift im Rahmen der Politischen Öffentlichkeitsarbeit Ausland an- 
gekauft. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Berichte von Anhän- 
gern der Bahäi-Religion bestätigen, daß Herr 
Ahmad Bashiri, Herr Yunis Nawruzi und Herr 
Firuz Purdil nach Haft und Folter im Iran hinge- 
richtet wurden und daß die Namen der Herren 
Bashiri und Nawruzi auf einer Liste von bereits 
zum Tode verurteilten Bahäi standen, die noch 
weitere 29 Namen von Männern und Frauen ent- 
hält, die in akuter Lebensgefahr schweben und 
harten Folterungen ausgesetzt sind, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um den be- 
drohten Bahäi- Anhängern zu helfen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 14. Dezember 

Das Auswärtige Amt hat sich seit der Revolution im Iran vor mehr als fünf 
Jahren sehr intensiv mit dem Schicksal der verfolgten Bahäi-Angehöri- 
gen befaßt. Es steht in dieser Frage in Kontakt mit dem Nationalen 
Geistigen Rat der Bahäi in Deutschland. Dieser hat das Auswärtige Amt 
auch unterrichtet, daß im Sommer dieses Jahres die von Ihnen genannten 
Mitglieder der Bahäi-Religionsgemeinschaft im Iran hingerichtet worden 
und gegen weitere Bahäi Todesurteile ergangen seien. 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt und auf verschiedensten Ebe- 
nen für verfolgte Bahäi eingesetzt. Sie hat insbesondere gemeinsam mit 
ihren europäischen Partnern mehrmals diplomatische Interventionen 
gegenüber der iranischen Regierung zugunsten einer Beachtung der 
Menschenrechte, speziell auch zugunsten der Bahäi im Iran, unternom- 
men. Ich möchte hier nur die Demarchen in Bonn und Teheran während 
der deutschen Präsidentschaft im März 1983 und die Intervention der 
griechischen Präsidentschaft im Juli 1983 erwähnen. Außerdem haben 
die Zehn, wie in den Vorjahren, auch in diesem Jahr vor der Menschen- 
rechtskommission der VN in einer gemeinsamen Erklärung die iranische 
Regierung an ihre menschenrechtlichen Verpflichtungen erinnert. Die 
Berichte über erneute Verfolgungsmaßnahmen gegen Bahäi haben die 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft veranlaßt, abermals eine ein- 
dringliche Demarche in Teheran zu unternehmen. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus immer wieder Gespräche mit 
hohen iranischen Persönlichkeiten genutzt, um dieses Thema anzuspre- 
chen. Bundesaußenminister Genscher hat während seines Besuchs in 
Teheran im Juli dieses Jahres mit der iranischen Führung die Menschen- 
rechtslage im Iran eingehend erörtert und mit aller Deutlichkeit unsere 
Besorgnis über die Verfolgung religiöser Minderheiten zum Ausdruck 
gebracht. 

Die Bundesregierung, die der Beachtung der Menschenrechtslage in 
Staaten, mit denen sie Beziehungen unterhält, große Aufmerksamkeit 
widmet, wird sich auch weiterhin mit den ihr zur Verfügung stehenden 
Mitteln für die Beachtung der Menschenrechte gegenüber den Bahäi 
einsetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 

(FDP) 


Auf welche Tatsachen stützt die Bundesregie- 
rung ihre Annahme, daß das Kraftwerk Busch- 
haus eine Altanlage im Sinne der Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 12. Dezember 

In schriftlichen Stellungnahmen gegenüber dem Bundesminister des 
Innern hat der Niedersächsische Minister für Bundesangelegenheiten 
ausgeführt, daß es sich bei dem Kraftwerk Buschhaus im Hinblick auf die 
S0 2 -Emissionen um eine Altanlage im Sinne von § 2 Nr. 3 der Großfeue- 
rungsanlagen- Verordnung handele. Diese Auffassung hat Ministerpräsi- 
dent Dr. Albrecht in der Sitzung des Deutschen Bundestages am 31. Juli 
1984 (Plenarprotokoll 10/80, S. 5821 A) mit seiner Feststellung bestätigt, 
daß die Landesregierung auf Grund eines rechtsgültig erteilten (Vor-) 
Bescheides nach dem Gesetz verpflichtet sei, auch die Betriebsgenehmi- 
gung zu erteilen. 

5. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß in dem Genehmigungsbe- 

Dr. Hirsch scheid des Gewerbeaufsichtsamtes Braun- 

(FDP) schweig eine Auflage über die Zulässigkeit einer 

Emissionsmenge von 9,6 Tonnen S0 2 pro Stunde 
enthalten ist und daß diese Menge der Wert ist, 
der nach einem Gutachten des TÜV der Höchst- 
wert ist, der bei der Verteuerung von Salzkohle 
in diesem Kraftwerk überhaupt entstehen kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 12. Dezember 

Da die Erteüung der Genehmigung allein in die Zuständigkeit der Behör- 
den des Landes Niedersachsen fällt, sind dem Bundesminister des Innern 
weder der Genehmigungsbescheid des Gewerbeaufsichtsamts Braun- 
schweig noch das Gutachten des TÜV bekannt. Eine Beantwortung Ihrer 
Frage ist mir daher nicht möglich. 

Ich habe den Niedersächsischen Minister für Bundesangelegenheiten um 
die notwendigen Auskünfte gebeten und ich werde unaufgefordert auf 
die Angelegenheit zurückkommen. 


6, Abgeordneter Sieht die Bundesregierung gesundheitliche Ge- 

Müntefering fahren generell oder in betroffenen Schwer- 

(SPD) punkten dadurch entstehen, daß bei einem Teü 

der rund 2 Milliarden Meter 2 Asbestzementplat- 
ten, die in der Bundesrepublik Deutschland an 
und auf Gebäuden verlegt sind, durch Außen- 
einflüsse (saurer Regen, Wind) Abtragungen von 
gesundheitsschädlichem Asbestmaterial er- 
folgen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 12. Dezember 

Der qualitative Nachweis von Asbestfaseremissionen durch die Abwitte- 
rung von Asbestzementprodukten wurde durch verschiedene Untersu- 
chungen z. B. Battelle-Institut e. V. und der Fraunhofer-Gesellschaft im 
Auftrag des Umweltbundesamtes erbracht. Diese Ergebnisse haben dazu 
geführt, daß gegenwärtig nach Lösungen für Sanierungsmaßnahmen 
durch nachträgliche Beschichtung der Asbestzementplatten intensiv 
gesucht wird. 

Um darüber hinaus auch quantitative Angaben über die Gesamtmenge 
der aus Asbestzementprodukten freigesetzten und in der Zukunft frei- 
setzbaren Fasern machen zu können, werden seit 1982 von der Fraunho- 
fer-Gesellschaft „Untersuchungen über Korrosion und Ab Witterung von 
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Asbestzementprodukten sowie die krebserzeugende Wirkung der Ver- 
witterungsprodukte“ im Auftrag des Umweltbundesamtes durchgeführt. 
Die Ergebnisse werden voraussichtlich 1985 vorüegen. 

Zur gleichen Problematik werden seit einiger Zeit auch Untersuchungen 
im Bundesgesundheitsamt und im Institut für angewandte Faserfor- 
schunq e. V. in Zusammenarbeit mit der Asbestzementindustrie durchge- 
führt. 

Im übrigen erwartet die Bundesregierung auf Grund des freiwilligen 
schrittweisen Verzichtes der Asbestindustrie auf die Herstellung von 
Asbestprodukten und die Substitution durch alternative Materialien eine 
deutliche Herabsetzung der Belastung durch Asbestfasern. 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im 
„Mühldorf er Hart“ (Landkreis Mühldorf /Inn) seit 
1946 mehr als 850 Zentner des Giftstoffes 
„Clark" gelagert sind, daß außerdem erhebliche 
Mengen Nitrozellulose im Erdreich dieses Ge- 
ländes vergraben sind und eine größere Menge 
des Giftkampfstoffes „Lost" im gleichen Gebiet 
auf bewahrt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. Dezember 

Auf meine entsprechende Anfrage hat das Bayerische Staatsministerium 
des Innern wie folgt Stellung genommen: 

Im Jahr 1950 wurde unter der Verantwortung der Bayerischen Behörden 
der Reizstoff „Clark II", nachdem er mit der mehrfachen Menge Natron- 
lauge und Kalk vermischt worden war, in Pulverfässer aus dem Zweiten 
Weltkrieg abgefüllt und im „Mühldorf er Hart" eingelagert. Das Gesamt- 
gewicht der Lagermenge beläuft sich auf etwa 42,5 Tonnen 
(850 Zentner). 

Daß in der Umgebung der Lagerstätte „erhebliche Mengen Nitrozellu- 
lose im Erdreich vergraben sind", ist den Bayerischen Behörden nicht 
bekannt. Es gab bisher aus der Bevölkerung und auch sonst keine 
solchen Hinweise. 

Weder eine größere noch kleinere Mengen des Giftkampfstoffes „Lost" 
werden derzeit in Bayern aufbewahrt. Dieser Kampfstoff ist in den letzten 
Jahren in nennenswertem Umfang auch nicht auf gefunden worden. 
Gefunden wurden vereinzelt Fragmente von Lost- Sprühbuchsen mit 
geringen Spuren des Kampfstoffes. Diese Teüe wurden restlos und in 
einer die Umwelt nicht belastenden Weise vernichtet. 


7. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


8. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Information der 
Öffentlichkeit in diesem Fall für ausreichend, 
und teilt sie Befürchtungen, wonach die chemi- 
sche Neutralisierung der Gifte . zweifelhaft ist 
und die Korrosion der Behälter zur lebensgefähr- 
lichen Verseuchung des Trinkwassers führeh 
kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. Dezember 


Wie mich das Bayerische Staatsministerium des Innern unterrichtet hat, 
wurde die Clark- Lagerstätte bis vor wenigen Wochen gegenüber der 
Öffentlichkeit geheimgehalten. Maßgebend hierfür war im wesentlichen 
die auch heute noch vertretene Auffassung, daß eine Gefährdung der 
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anwohnenden Bevölkerung und der Umwelt nach menschlichem Ermes- 
sen ausgeschlossen werden kann und daß die Bevölkerung nicht unnötig 
beunruhigt werden sollte. Nachdem aber die Lagerstätte unter Hinweis 
auf die bereits im Jahr 1950 erschienenen Pressemeldungen in der 
Öffentlichkeit mehrfach genannt wurde, konnte ein weiteres Geheimhal- 
ten des Lagerortes von offizieller Seite nicht mehr aufrechterhalten 
werden. 

Die Öffentlichkeit wurde deshalb davon unterrichtet, daß sich die Lager- 
stätte in einem massiven Stollen von Resten einer nicht mehr fertigge- 
stellten Flugzeugfabrik aus dem Zweiten Weltkrieg im Landkreis Mühl- 
dorf am Inn befindet und daß von dieser Lagerstelle keine nachteiligen 
Einflüsse ausgehen können. Es kann auf Grund der Beschaffenheit der 
Aufbewahrungsbehälter und der massiven Bauweise der Lagerstätte 
davon ausgegangen werden, daß selbst bei einer Korrosion der Behälter 
das Gemisch nicht in den Untergrund eindringen und somit auch nicht 
das Trinkwasser verseuchen kann. Das in der Umgebung der Lagerstätte 
geförderte Trinkwasser wird laufend nach den Vorschriften der Trink- 
wasserverordnung untersucht. Die festgestellten Belastungen mit Schad- 
stoffen lagen bisher um ein vielfaches unter den zulässigen Grenzwerten. 
Hinweise auf Giftstoffe ergaben sich aus den Untersuchungen nicht. 

9. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Versuche unternom- 

Wimmer men, die Giftstoffe zu beseitigen? 

(Neuötting) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. Dezember 

Auf Grund ihrer Zuständigkeit für die allgemeine Gefahrenabwehr sind 
die Bundesländer für die Nachforschung und Beseitigung auf nicht bun- 
deseigenen Liegenschaften zuständig. Soweit es sich um deutsche 
Kampfmittelrückstände handelt, für deren Beseitigung der Bund nach 
dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz vom 5. November 1957 die Kosten 
zu tragen hat, werden die dabei anfallenden Kosten den Ländern er- 
stattet. 

10. Abgeordneter 

Baum 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. Dezember 

Die Bundesregierung hat zur Verhinderung von Schwierigkeiten auf dem 
Gebiet der Altölbeseitigung in ihrem Entwurf einer 4. Änderung des 
Abfallbeseitigungsgesetzes (Bundesrats-Drucksache 465/84 vom 
5. Oktober 1984) unter Artikel 3, § 2 a, auch eine Änderung des Altölge- 
setzes vorgesehen. Danach soll der Altölbegriff eingeengt werden auf 
gebrauchte 

a) Verbrennungsmotoren- und Getriebeöle, 

b) mineralische Maschinen-, Turbinen- und Hydrauliköle. 

Hiermit sollen solche Altöle von vornherein ausgegrenzt werden, bei 
denen mit höheren Anteilen an PCB oder anderen chlorierten Kohlen- 
wasserstoffen zu rechnen ist. 


Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 
ein möglichst hoher Anteil von Rest- und Altölen 
umweltunschädlich beseitigt und verwertet wer- 
den kann, nachdem nach ihren eigenen Anga- 
ben und denen des Umweltbundesamtes ein re- 
lativ hoher Anteil der anfallenden Altöle nicht 
entsprechend den jetzigen Vorschriften gesam- 
melt und aufgearbeitet wird? 
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Ferner wird mit der Gesetzesänderung angestrebt, unzulässige Vermi- 
schungen mit Fremdstoffen zu verhindern und die Verantwortlichkeit des 
Altölbesitzers klarzustellen. Die Bundesregierung soll ermächtigt wer- 
den, Rechtsverordnungen zu erlassen über 

- den zulässigen Anteil an Fremdstoffen insgesamt, der 10 v. H. nicht 
überschreiten darf, 

- den Gehalt an einzelnen Fremdstoffen oder Fremdstoffgruppen, der 
nicht überschritten werden darf, wenn Altöle auf ge arbeitet werden 
sollen. 

Unterlagen für entsprechende Rechtsvorschriften sind bereits von einer 
mit dieser Aufgabe betrauten Arbeitsgruppe der Länder vorgelegt 
worden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß durch diese legislativen Vor- 
gaben und einem intensivierten Vollzug durch die zuständigen Aufsichts- 
behörden der Länder auch künftig die Aufarbeitung oder energetische 
Nutzung eines sehr großen Teüs der Altölmenge von jährlich etwa 
500 000 Tonnen umweltunschädlich sichergestellt werden kann. 

Die Verwertung der restlichen, nicht nach den Vorschriften des Altöl- 
gesetzes erfaßten und z. Z. noch bezuschußten Altöle erfolgt entweder 
durch Verbrennung unter Energienutzung in Zementwerken, Hütten- 
werken u. a. oder durch Verwendung zu niedrigen Schmierzwecken. 


11. Abgeordneter Gibt es neue Technologien, die eine umweltun- 

Baum schädliche Verwertung beispielsweise durch 

(FDP) Verbrennung erlauben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 13. Dezember 

Für die Verwertung von Altölen durch Verbrennung unter Energienut- 
zung stehen die erforderlichen Technologien einschließlich der zugehöri- 
gen Rauchgaseinrichtungen grundsätzlich zur Verfügung. Desgleichen 
sind Verfahren entwickelt worden zur Behandlung und Beseitigung von 
Reststoffen aus der Altölaufbereitung, durch welche verhindert werden 
kann, daß Schadstoffe auf dem Weg über die Altölraffination an den 
Verbraucher und über den Verbrauch an die Umwelt weitergegeben 
werden. Soweit es nicht gelingt, die neuen Technologien im notwendigen 
Umfang im Vollzug und in der Praxis umzusetzten, müssen diese Altöle 
als Sonderabfall nach den Vorschriften des Abfallbeseitigungsgesetzes 
beseitigt werden. 


12. Abgeordneter 

Schiatter 

(SPD) 


13. Abgeordneter 

Schiatter 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister des Innern 
sich in einer Verfügung gegen die Beihilfefähig- 
keit der Kosten für die Hepatitis B-Schutzimp- 
fung für homosexuelle Beamte ausgesprochen 
hat, auch wenn diese der Arzt für erforderlich 
hält? 


Wie wird diese Entscheidung gegebenenfalls als 
Ausnahme von dem Grundsatz begründet, wo- 
nach die Kosten für die vom Arzt für notwendig 
erachteten Schutzimpfungen als beihüfefähig 
anerkannt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 12. Dezember 

Kosten für Schutzimpfungen gehören nach Nummer 2 Abs. 1 Ziffer 4 der 
Beihüfevorschriften des Bundes zu den beihilfefähigen Aufwendungen. 

Welche Impfungen als Schutzimpfungen anzusehen sind, ergibt sich aus 
§ 14 des Bundes-Seuchengesetzes und den hierzu erlassenen Rechtsver- 
ordnungen und öffentlichen Empfehlungen der jeweüigen obersten Lan- 
desgesundheitsbehörden. 

Der Bundesminister des Innern hat aus diesen Gründen weder allgemein 
noch für besondere Fallgruppen eine Verfügung gegen die Anerkennung 
der Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für eine Hepatitis B-Schutzimp- 
fung erlassen. 


14. Abgeordneter 

Schartz 

(Trier) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung dafür Sorge getragen, 
daß eine ständige Überwachung der gesamten 
Umwelt, insbesondere von Luft und Wasser, 
nach Inbetriebnahme des französischen Kern- 
kraftwerkes Cattenom erfolgt, und ist sicherge- 
stellt, daß insbesondere das Gebiet zwischen 
Cattenom und der Stadt Trier einer ständigen 
Überwachung unterliegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Dezember 

Zur Überwachung eventueller Auswirkungen der Radioaktivitätsemissio- 
nen des Kernkraftwerkes Cattenom wurde im Saarland und in Rheinland- 
Pfalz in Abstimmung mit der Bundesregierung ein Immissionsmeßnetz 
errichtet und eine Meßgemeinschaft gegründet. Das Überwachungspro- 
gramm ist in der zwischen den Ländern Rheinland-Pfalz und Saarland 
geschlossenen „Verwaltungsvereinbarung über die Umgebungsüberwa- 
chung des Kernkraftwerkes Cattenom" festgelegt. Es wurde in Anleh- 
nung an die Richtlinie zur Emissions- und Immissionsüberwachung kern- 
technischer Anlagen (GMB1. 1979, S. 668 bis 683) aufgestellt und umfaßt 
auch eine ständige Überwachung von Luft und Wasser. Die Messungen 
werden unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten in erster 
Linie in Grenznähe durchgeführt und erstrecken sich bis Trier. 


Teüt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß für die Durchführung dieser Überwachung, 
die meiner Meinung nach aus einer Vielzahl von 
Meßstellen bestehen müßte, sich das Wetteramt 
Trier anbieten würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Dezember 

Die Einschaltung des Wetteramtes Trier in die Umgebungsüberwachung 
des Kernkraftwerkes Cattenom ist nicht vorgesehen, da die Überwa- 
chung kerntechnischer Anlagen nicht zu den im Gesetz über den Deut- 
schen Wetterdienst festgelegten Aufgaben dieser Anstalt gehört. Im 
übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die bestehende 
Meßgemeinschaft eine ständige umfassende Überwachung gewährlei- 
stet. 


15. Abgeordneter 
Schartz 
(Trier) 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Ettlingen) 

(DIE GRÜNEN) 


An welchen Müllverbrennungsanlagen in der 
Bundesrepublik Deutschland ist die Saarberg- 
Fernwärme beteiligt, und wie hoch waren die 
Emissionen der wichtigsten Schadstoffe dieser 
Anlagen in den letzten Jahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Dezember 

Die Saarberg -Fernwärme GmbH betreibt in der Bundesrepublik 
Deutschland je eine Müllverbrennungsanlage in Neunkirchen/Saar und 
in Neufahrn (Oberbayern). 

Miteigentümer der Anlage in Neunkirchen ist der Kommunale Abfallbe- 
seitigungsverband Saar. Die Anlage in Neufahrn steht im Eigentum des 
Zweckverbandes Versorgungs- und Verkehrsbetriebe Neufahm/Eching 
und wird von der Saarberg- Fernwärme auf Grund eines langfristigen 
Pachtvertrages betrieben. 

In ihren jährlichen Emissionserklärungen hat die Gesellschaft den 
zuständigen Gewerbeaufsichtsämtern für die Jahre 1982 und 1983 hin- 
sichtlich der wichtigsten Schadstoffe folgende Werte mitgeteilt: 

Neunkirchen Neufahrn 



1982 

1983 1982 

- Tonnen - 

1983 

Clorwasserstoff (HCl) 

391 

203 

107 

99 

Schwefeldioxyd (S0 2 ) 

257 

186 

25 

23 

Fluorwasserstoff (HF) 

5 

5 

1 

1 

Staub 

16 

17 

11 

10 


Im übrigen ist beabsichtigt, beide Anlagen namentlich auch zur Verrin- 
gerung der HCl-, HF- und S0 2 -Emissionen mit einer Naßwäsche nachzu- 
rüsten. Die Nachrüstung in Neunkirchen soll Anfang 1986 beendet sein; 
für die Anlage in Neufahrn ist das erforderliche Planfeststellungsverfah- 
ren eingeleitet. 

17. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung, daß in ihrem 

Sieler Gesetzentwurf zum Vorruhestand (Drucksache 

(SPD) 10/880) - und ebenso im Bericht des federfüh- 

renden Ausschusses (Drucksache 10/1175) - bei 
den finanziellen Auswirkungen im steuerlichen 
Bereich nur „geringfügige" und „nicht quantifi- 
zierbare " Effekte für das Lohnsteueraufkommen 
erwähnt wurden, während die letzte Steuer- 
schätzung von einem Einnahmeausfall von ins- 
gesamt 2,2 Milliarden DM allein für 1985 aus- 
geht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 14. Dezember 

Grundsätzlich enthält das Gesetz zur Erleichterung des Übergangs vom 
Arbeitsleben in den Ruhestand (Vorruhestandsgesetz) vom 13. April 1984 
keine besonderen steuerrechtlichen Bestimmungen. 

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Vorruhestand (Druck- 
sache 10/880) wie auch im Bericht des federführenden Ausschus- 
ses (Drucksache 10/1175) genannten geringfügigen Auswirkungen auf 
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das Lohnsteueraufkommen sollten lediglich klarstellen, daß sich die 
Bemessungsgrundlage für das Lohnsteueraufkommen durch die Vorru- 
hestandsregelung nicht wesentlich verändern wird. Obwohl das Vorruhe- 
standsgeld niedriger als die Aktivenbezüge ist, erfolgt ein Ausgleich 
durch die Arbeitslöhne der erwarteten Ersatzeinstellungen. 

Die in der Steuerschätzung vom November 1984 für das Jahr 1985 
berücksichtigten 2,2 Müliarden DM tragen dem Umstand Rechnung, daß 
die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zahlung von Vorruhestandslei- 
stungen steuerrechtlich durch Bildung einer Rückstellung berücksichtigt 
werden kann. Der Gesamtaufwand für das Vorruhestandsgeld wird hier- 
durch nicht erhöht. Durch die Rückstellungen wird lediglich der Aufwand 
aus Folgejahren abgezinst in das Jahr der Rückstellungsbildung vorgezo- 
gen. Dieses ist bei der Schätzung der Steuereinnahmen durch den 
Arbeitskreis „Steuerschätzung " für ein bestimmtes Haushaltsjahr not- 
wendigerweise zu berücksichtigen und für 1985 im genannten Umfang 
geschehen. 

18. Abgeordneter 
Sieler 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 14.Dezember 

Vorruhestandsleistungen sind Bezüge aus früheren Dienstleistungen und 
gehören damit grundsätzlich zu den Einkünften aus nicht selbständiger 
Arbeit. Allerdings können derartige Einkünfte - soweit es sich um Abfin- 
dungen wegen der Auflösung eines Dienstverhältnisses handelt - unter 
den in § 3 Nr. 9 EStG genannten Voraussetzungen im begrenzten 
Umfang steuerfrei sein. Durch Artikel 14 des Vorruhestandsgesetzes wird 
jedoch die Anwendung des § 3 Nr. 9 EStG ausgeschlossen, wenn das 
monatliche Vorruhestands geld mindestens 65 v. H. des in den letzten 
sechs Monaten vor Beendigung des Dienstverhältnisses durchschnittlich 
erzielten Arbeitslohnes beträgt. 

Dem Gesetzgeber war dabei bewußt, daß bei der Ermittlung des Grenz- 
betrags von steuerlichen Einkommensbegriffen auszugehen ist. Die 
Bestimmung eines besonderen Einkommensbegriffs im Rahmen einer 
rein steuerlichen Vorschrift nur im Hinblick auf Vorruhestandsleistungen 
erschien nicht vertretbar. Dies hätte eine zusätzliche Komplizierung 
bedeutet, von der nicht nur die Fälle des Vorruhestandsgeldes betroffen 
wären. Schließlich ist die Anwendung des § 3 Nr. 9 EStG nicht allein auf 
Vorruhestandsleistungen beschränkt, sondern kann zum Beispiel auch 
bei Zahlungen auf Grund von Sozialplänen eine Rolle spielen. 

Wollte man bei der Fülle der im Presseaufsatz nur teilweise dargestellten 
Gestaltungsmöglichkeiten die Anwendung des § 3 Nr. 9 EStG auf Vorru- 
hestandsleistungen stets verhindern, hätte dies nur mit einer allgemeinen 
Einschränkung oder sogar Aufhebung des § 3 Nr. 9 EStG erreicht werden 
können. Das aber lag weder in der Absicht der Bundesregierung noch der 
gesetzgebenden Körperschaften. 

Im übrigen ist leider jede Grenze, deren Überschreiten die Steuerpflicht 
eines Gesamtbetrags auslöst, in den Grenzbereichen mit gewissen Här- 
ten verbunden. 

19. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, durch 
Steuererleichterungen oder andere Mittel darauf 
Einfluß zu nehmen, daß vermehrt runderneuerte 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Feststel- 
lung in der Presse (z. B. Capital 12/84; S. 14/15), 
daß beim Vorruhestandsgesetz „Bonner Fach- 
leute nicht aufgepaßt haben “ und daß den Betei- 
ligten „in ihrer Hast'' . . . „ein folgenschwerer 
Irrtum“ unterlaufen sei? 
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Reifen gekauft werden, um damit den zuneh- 
mend anwachsenden Altreifen-Berg zu entla- 
sten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 14. Dezember 

Die vermehrte Verwendung von runderneuerten Reifen wird von der 
Bundesregierung über die Vergabe des Umweltzeichens unterstützt. 

In der Finanzpolitik verfolgt die Bundesregierung vorrangig das Ziel, die 
Bemühungen um die Konsolidierung des Bundeshaushalts fortzusetzen. 
Der Spielraum für Steuerentlastungen ist deshalb eng. Er soll für eine 
gerechtere Famüienbesteuerung und eine Neugestaltung des Einkom- 
mensteuer- und Lohnsteuertarifs genutzt werden. Die Bundesregierung 
sieht daher keine Möglichkeit, durch Steuererleichterungen den Einsatz 
von runderneuerten Reifen zu fördern. Außerdem ist unser Steuerrecht 
schon jetzt durch eine Überfülle von Sonderregelungen und Begünsti- 
gungen viel zu kompliziert. Unsere Aufgabe besteht eher darin, beste- 
hende Steuervergünstigungen abzuschaffen als neue einzuführen. 


20. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Ergebnisse eines 

Dr. Ahrens internationalen Steuervergleiches bestätigen, 

(SPD) wonach die durchschnittliche Steuerbelastung 

des Bruttoeinkommens eines verheirateten deut- 
schen Industriearbeiters bei 26,99 v. H. liegt und 
er damit gleich hinter dem „Spitzenreiter" 
Schweden rangiert, und wie hoch ist die durch- 
schnittliche steuerliche Belastung von Industrie- 
arbeitern in den Ländern der OECD? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 17. Dezember 

Die Bundesregierung kann nach den Ergebnissen eines internationalen 
Steuerbelastungsvergleiches nicht bestätigen, daß die durchschnittliche 
Steuerbelastung des Bruttoeinkommens eines verheirateten deutschen 
Industriearbeiters bei 26,99 v. H. liegt. Sie beträgt vielmehr nur 10,5 v. H. 

Die durchschnittliche Steuerbelastung von Industriearbeitern in den Län- 
dern der OECD ist in einer OECD- Studie 1984 „The tax/benefit position 
of production workers" für Ledige und für Verheiratete mit zwei Kindern 
verglichen worden. Hiernach ergeben sich für 1983 in den Ländern der 
OECD (Griechenland und Türkei nicht verfügbar) folgende Größenord- 
nungen: 

Einkommensteuerbelastungen Industriearbeiter 1983 
in v. H. des Bruttoeinkommens 


Ledige 


Ledige 


Dänemark 

39,4 

Luxemburg 

17,4 

Schweden 

35,5 

Bundesrepublik Deutschland 17,1 

Finnland 

29,6 

Italien 

13,6 

Neuseeland 

26,6 

Spanien 

12,9 

Irland 

24,6 

Niederlande 

12,0 

Norwegen 

23,3 

Schweiz 

11,4 

USA 

23,0 

Österreich 

9,4 

Großbritannien 

22,4 

Japan 

9,0 

Australien 

22,2 

Frankreich 

8,4 

Belgien 

20,5 

Portugal 

7,1 

Kanada 

18,6 
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Verheiratete 


mit zwei Kindern 


Dänemark 

33,8 

Schweden 

33,4 

Finnland 

23,8 

Neuseeland 

21,6 

Großbritannien 

18,1 

Australien 

16,3 

Norwegen 

15,6 

USA 

15,2 

Irland 

14,0 

Belgien 

12,5 

Italien 

11,2 


Verheiratete 
mit zwei Kindern 

Bundesrepublik Deutschland 10,5 


Niederlande 9,6 

Kanada 8,8 

Spanien 8,5 

Österreich 6,6 

Schweiz 6, 1 

Portugal 6,0 

Japan 3,3 

Luxemburg 2,7 

Frankreich 0,4 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


21. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Worin sieht die Bundesregierung die Begrün- 
dung, daß bei den etwa 150000 Unternehmens- 
gründungen im Jahr 1983 die Existenzgründun- 
gen im Bereich von technologie-orientierten Un- 
ternehmungen auf weniger als 5 v. H. geschätzt 
werden, und sieht die Bundesregierung Chan- 
cen, daß Existenzgründungen in innovativen Un- 
ternehmensbereichen, in denen die entscheiden- 
de wirtschaftliche Zukunftsperspektive liegt, in 
den kommenden Jahren durch wirtschaftspoli- 
tische Rahmenbedingungen wesentlich erhöht 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Eine zuverlässige Statistik über technologie-orientierte Unternehmens- 
gründungen in der Bundesrepublik Deutschland gibt es nicht. Versuche 
einer exakten Datenerhebung scheiterten bisher an der schwierigen 
Abgrenzung des Begriffs „technologie- orientiertes Unternehmen" . 
Wegen der zunehmenden Bedeutung neuer Technologien für das 
gesamte Produzierende Gewerbe ist daher vorgeschlagen worden, alle 
Gründer in diesem Bereich als technologie-orientiert einzustufen. Das 
führte dann zu einem Anteü der innovativen Untemehmensgründungen 
an allen Unternehmensgründungen von rund 10 v. H. 

Statistische Probleme erschweren auch den Vergleich mit anderen Län- 
dern. Verschiedene Untersuchungen weisen jedoch darauf hin, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland zumindest gegenüber den Vereinigten 
Staaten von Amerika ein Defizit an innovativen Existenzgründungen 
besteht. 

Die Bundesregierung ist sich der wirtschaftlichen Bedeutung von mög- 
lichst zahlreichen technologie-orientierten Unternehmen bewußt. Sie hat 
daher eine Reihe von Maßnahmen eingeleitet, um die Start- und Überle- 
benschancen solcher Unternehmen zu erhöhen. 

So werden seit Juli 1983 in einem Modellversuch die Gründung und 
Entwicklung wachstumsträchtiger Unternehmen, die sich mit der 
Anwendung fortschrittlicher Technologien befassen, in sechs ausgewähl- 
ten Regionen des Bundesgebietes unterstützt. Wegen der großen Reso- 
nanz des Versuchs (bisher wurden 136 Junguntemehmen gefördert) 
werden die dafür vorgesehenen Mittel von 100 Mülionen DM auf 
325 Millionen DM erhöht. 
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Anreize für innovative Existenzgründer bietet auch eine Sonderregelung 
innerhalb des Eigenkapitalhilfeprogramms der Bundesregierung. 
Danach können Aufwendungen für die Entwicklung und Herstellung 
eines Prototyps oder für die Beschaffung von Patenten oder Lizenzen 
an Stelle fehlender eigener Mittel in Ansatz gebracht werden. 

Eine weitere Gruppe von Maßnahmen zielt darauf ab, für Wissenschaftler 
in Forschungsinstituten Anreize zu bieten, in die Industrie zu gehen 
oder sich als Unternehmer selbständig zu machen. So hat die Bundesre- 
gierung im besonderen mit den 13 Großforschungseinrichtungen ver- 
einbart, diesen Wissenschaftlern eine Rückkehr auf ihren alten Arbeits- 
platz binnen drei Jahren zu ermöglichen, sofern sich ihre Tätigkeit in der 
Industrie als Fehlschlag erweist. 

Nach bisherigen Erfahrungen wird das Entstehen technologie-orientier- 
ter Unternehmen durch ein geeignetes Umfeld begünstigt. Den vielfälti- 
gen Bemühungen von Städten und Gemeinden, in Form von Gründer- 
zentren oder Technologieparks ein innovationsfreundliches Klima für 
junge Unternehmen zu schaffen, kommt aus Sicht der Bundesregierung 
besondere Bedeutung zu. Im Rahmen des bereits genannten Modellver- 
suchs können daher auch außerhalb der sechs Regionen in 15 ausgewähl- 
ten Technologieparks technologie-orientierte Unternehmen gefördert 
werden. 

Die genannten staatlichen Maßnahmen zur Förderung innovativer Exi- 
stenzgründungen sowie entsprechende Maßnahmen auf kommunaler 
und Landesebene sind nach Ansicht der Bundesregierung geeignet, die 
Chancen für das Entstehen neuer technologie- orientierter Unternehmen 
nachhaltig zu erhöhen, so daß in den kommenden Jahren mit einem 
steigenden Anteü solcher Gründungen zu rechnen ist. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der deut- 
schen Bauindustrie im Jahr 1984 Aufträge in 
erheblicher Höhe - im besonderen in Irak und 
Libyen - verlorengehen, weü eine entsprechen- 
de Risikoabsicherung von Auslandsbauaufträ- 
gen durch HERMES (Ausfuhrbürgschaften und 
-garantien) nicht gewährleistet ist, und ist sie 
gegebenenfalls bereit, durch eine flexiblere 
Deckungspolitik bei Ausfuhrbürgschaften und 
-garantien die deutschen Baufirmen bei ihren 
Bemühungen um Auslandsaufträge wirkungs- 
voll zu unterstützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Es ist nicht auszuschließen, daß die deutsche Bauwirtschaft im Jahr 1984 
Auslandsaufträge deshalb verloren hat, weü eine Risikoabsicherung 
durch Ausfuhrgewährleistungen des Bundes im Einzelfall nicht zur Ver- 
fügung gestanden hat. Genaue Angaben darüber, welche möglichen 
Auslandsaufträge an fehlender Deckungsmöglichkeit eventuell geschei- 
tert sind, sind naturgemäß nicht verfügbar, weü erfahrene Firmen bei 
bestehender Deckungssperre auf ein Land von vornherein darauf ver- 
zichten, einen Bürgschaftsantrag zu stellen. Nach den im Ausfuhrgaran- 
tieausschuß vorliegenden Informationen ist ein sich abzeichnender fühl- 
barer Rückgang der Auslandsaufträge für die deutsche Bauwirtschaft 
aüerdings keineswegs auf bestehende Deckungsbeschränkungen im 
Hermesbereich zurückzuführen. Der entscheidende Grund liegt vielmehr 
darin, daß weltweit nur noch eine sehr begrenzte Zahl von Aufträgen 
ausgeschrieben und vergeben wurde. 


22. Abgeordneter 
Kraus 
(CDU/CSU) 
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Aus dieser auch in anderen Branchen zu beobachtenden Sachlage hat die 
Bundesregierung die Folgerung gezogen, wie Staatssekretär Dr. von 
Würzen zuletzt in einem eingehenden Gespräch am 25. Oktober 1984 
Vertretern der Bau Wirtschaft erläuterte, das Instrumentarium der Aus- 
fuhrgewährleistungen bei den relativ wenigen noch ausgeschriebenen 
größeren und großen Projekten so flexibel wie möglich und haushalts- 
wirtschaftlich vertretbar einzusetzen. 

Es liegt auf der Hand, daß der Flexibüität der Bundesregierung haushalts- 
rechtliche Grenzen gesetzt sind in Fällen, in denen sich schon bei Über- 
nahme einer Bürgschaft der spätere Eintritt des Schadens absehen läßt. 
So versteht sich eine Sperre von selbst bei Ländern, deren Auslands- 
verbindlichkeiten von Jahr zu Jahr umgeschuldet werden müssen. Auch 
im Falle des Irak, dessen Auslandsschulden aus Exportgeschäften nun- 
mehr bereits im dritten Jahr umfinanziert wurden, mußte für längere Zeit 
die Verbürgung von Neugeschäften gesperrt werden. Angesichts einer 
sich abzeichnenden leichten Verbesserung der finanziellen Lage des Irak 
ist nicht auszuschließen, daß die Bundesregierung demnächst in 
beschränktem Umfang wieder Deckungen für das Neugeschäft überneh- 
men wird. 

Trotz der sich abzeichnenden Zahlungsschwierigkeiten in Libyen hat die 
Bundesregierung die Vergabe von Neudeckungen zu keinem Zeitpunkt 
eingestellt. In Übereinstimmung mit innerlibyschen Vorschriften besteht 
der Ausfuhrgarantieausschuß allerdings auf Nachweis einer zustimmen- 
den Entscheidung des sogenannten Komitees für finanzielle Reserven 
(KFR). Wenn seit geraumer Zeit keine größeren Geschäfte mehr verbürgt 
werden konnten, so hegt das nicht an einer zu restriktiven Hermespolitik, 
sondern daran, daß das libysche Komitee im Zuge einer scharfen Spar- 
politik nur sehr selten neuen Projekten zuzustimmen scheint. Im übrigen 
wartet die Bundesregierung noch auf Vorschläge der Bauwirtschaft dazu, 
wie man das Vorhegen einer solchen Entscheidung des KFR glaubhaft 
machen kann. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß der Anteü von Baugeschäften am 
heutigen Gesamtobhgo des Irak (ca. 2 / 3 ) und Libyens (ca. V 3 ) ungewöhn- 
lich hoch ist. 

23. Abgeordneter 
Kraus 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Zur Frage der Bauleistungsdeckungen auch für Aufträge ausländischer 
Töchter hat soeben eine eingehende Diskussion mit Vertretern der deut- 
schen Bauwirtschaft im Bundesministerium für Wirtschaft stattgefunden. 
Dabei erkannten die Gesprächsteünehmer, daß es hier eine Reihe unge- 
löster, rechtlicher tatsächlicher und deckungspolitischer Probleme gibt. 
Es wurde vereinbart, daß die Bundesregierung zunächst genauere Erkun- 
digungen darüber einzieht, welche Regelungen andere westliche Regie- 
rungen in dieser Frage vorgesehen haben. 


Ist sie weiter bereit, Bauleistungsdeckungen 
auch für Aufträge ausländischer Tochter- oder 
Beteüigungsgesellschaften deutscher Baufirmen 
zu gewähren, wie dies beispielsweise in Italien 
der Fall ist? 


24. Abgeordneter 
Kraus 
(CDU/CSU) 


Ist es der Bundesregierung möglich, Verbesse- 
rungen des Systems der Wechselkursversiche- 
rung durch eine Ausdehnung der Deckung auf 
Finanzkredite, eine Erweiterung des Währungs- 
spektrums und eine Verkürzung der ungedeck- 
ten Vorlaufzeiten vorzunehmen und dadurch 
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den finanziellen Rahmen der Entwicklungshilfe 
durch den Ausbau der Mischfinanzierung zu 
vergrößern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Die Bundesregierung prüft seit längerer Zeit die Möglichkeiten einer 
Verbesserung der Wechselkur sver Sicherung und insbesondere die Aus- 
dehnung der Wechselkursversicherung auch auf Finanzkredite. Hier 
konnten bisher keine Fortschritte erzielt werden. Angesichts der ernstzu- 
nehmenden risikopolitischen und haushaltswirtschaftlichen Bedenken, 
die gegenüber einer Ausweitung bzw. Verbesserung der Wechsel- 
kur sver Sicherung vorgetragen worden sind, dürften hier durchgreifende 
Änderungen in naher Zukunft nicht zu erwarten sein. 

In der ebenfalls angesprochenen Frage der Entwicklungshilfe bzw. 
Mischfinanzierung ist zu bemerken, daß beide Instrumente im Prinzip 
durchaus auch für Bauvorhaben eingesetzt werden können. Hier bedarf 
es allerdings jeweüs eines entsprechenden Antrags des begünstigten 
Entwicklungslandes. 

Bei der Mischfinanzierung stellt sich die Frage einer Modifizierung der 
Wechselkursdeckung allerdings nicht, da hier nur Finanzierungen in 
deutscher Währung erfolgen. 


Wieviel als arbeitslos gemeldete Personen haben 
im Jahr 1983 die Maßnahmen des Bundes zur 
Förderung von Existenzgründungen in Anspruch 
genommen und ein Unternehmen gegründet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Es bestehen keine statistischen Unterlagen über die Zahl der als arbeits- 
los gemeldeten Personen, die im Jahr 1983 die Förderprogramme des 
Bundes für Existenzgründungen in Anspruch genommen haben. Unter- 
suchungen von Industrie- und Handelskammern lassen jedoch vermuten, 
daß die Zahl der Arbeitslosen zunimmt, die sich zur Gründung einer 
selbständigen Existenz entschließen und dafür auch öffentliche Förder- 
mittel in Anspruch nehmen. 

26. Abgeordneter 

Kißlinger 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Für Reiseverkehrskaufleute gibt es außerhalb der betriebsinternen Maß- 
nahmen vielgestaltige Fortbüdungsmöglichkeiten (z. B. Kurse, Seminare, 
Tagungen, Kongresse), die von zahlreichen Trägern (z. B. Verbände, 
Fachhochschulen, Reiseveranstalter) angeboten werden. Zu einer zentra- 
len Fortbüdungseinrichtung des deutschen Fremdenverkehrs wurde in 
den letzten Jahren das vom Bundesminister für Wirtschaft und vom 
Senat von Berlin geförderte Deutsche Seminar für Fremdenverkehr (DSF) 
ausgebaut, das von den Dachverbänden der Fremdenverkehrswirtschaft 
und kommunalen Organisationen getragen wird. Die Veranstaltungen 
des DSF werden auch von Städten und Gemeinden zunehmend zur 


Welche Fortbildungsmöglichkeiten gibt es für 
Reise ver kehr skaufleute, und wie intensiv wer- 
den solche Möglichkeiten nach Kenntnis der 
Bundesregierung von Städten und Gemeinden 
für die bei ihnen beschäftigten Reiseverkehrs- 
kaufleute genutzt? 


25. Abgeordneter 

Dr. Langner 

(CDU/CSU) 
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Fortbildung der Bediensteten im Bereich der Kur- und Fremdenverkehrs- 
verwaltung genutzt. 1983 nahmen 128 und 1984 153 Fachkräfte aus 
diesen Verwaltungsbereichen an DSF-Kursen teil, davon waren zwölf 
(1983) bzw. 30 (1984) Reiseverkehrskaufleute. 

27. Abgeordneter Wie viele Männer und wie viele Frauen sind als 

Müntefering Reiseverkehrskaufleute tätig, und wie entwik- 

(SPD) kelt sich die Zahl der Arbeitsplätze in diesem 

Berufsfeld? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Eine spezielle amtliche Statistik für den Beruf der Reiseverkehrskaufleute 
gibt es nicht. Die amtliche Erhebung im Rahmen des Mikrozensus zeigt 
unter dem Sammelbegriff Fremdenverkehrsfachleute folgendes Bild: 

Beschäftigte 

davon 

insgesamt männlich weiblich 

1978 14 600 5 000 9 600 

1980 19 900 5 800 14100 

1982 19 600 6300 13 300 

Neuere Zahlen liegen nicht vor. 1983 und 1984 wurde der Mikrozensus 
nicht durchgeführt. 

28. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung grundsätzlich 

Müntefering die Entscheidungen von 1974 und 1979, den Be- 

(SPD) ruf Reiseverkehrskaufmann bzw. Reiseverkehrs- 

kauffrau als Ausbildungsberuf anzuerkennen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17.Dezember 

Die Regelung der Berufsausbildung zum Reiseverkehrskaufmann/zur 
Reiseverkehrskauffrau - zuletzt durch Verordnung vom 12. September 

1979 (BGBl. I S. 1581) - ist auf Anregung der Reiseverkehrswirtschaft 
und von Städten und Gemeinden mit Kureinrichtungen und Fremdenver- 
kehr erfolgt. Die Bundesregierung beurteilt ihre Entscheidung positiv. Sie 
sieht sich nicht zuletzt durch die Zahl von 3 673 Auszubildenden, die im 
Jahr 1983 in diesem Beruf ausgebildet wurden, bestätigt. 


29. Abgeordneter 
Fischer 
(Osthofen) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Ländern und 
den kommunalen Spitzenverbänden zu empfeh- 
len, von der Möglichkeit der Ausbildung zum 
Reiseverkehrskaufmann / zur Reiseverkehrs- 
kauffrau in deren Fremdenverkehrsstellen mehr 
als bisher Gebrauch zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 14. Dezember 


Mit der Verordnung über die Beruf sausbüdung zum Reiseverkehrskauf- 
mann/zur Reiseverkehrskauffrau vom 12. September 1979 (BGBl. I 
S. 1581) hat die Bundesregierung die Möglichkeit der Ausbildung auch in 
den Kur- und Fremdenverkehrsbüros der Kommunen eröffnet. Dieses 
Angebot zu nutzen, obliegt ausschließlich der Entscheidung der Kommu- 
nen. Die Bundesregierung begrüßt - zumal angesichts des derzeitigen 
Engpasses an Ausbüdungsplätzen - die Nutzung jeder Ausbildungsmög- 
lichkeit, sieht sich jedoch nicht in der Lage, Empfehlungen für die 
Ausbildung in bestimmten Berufen auszusprechen. 
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30 Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die ständige 

Würtz Ausweitung der COCOM-Liste? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Es ist das gemeinsame Anliegen der COCOM-Partner, zur Wahrung 
westlicher Sicherheitsinteressen gegenüber dem Ostblock den Export 
solcher Waren und Technologien in diese Länder zu beschränken, die 
einen bedeutenden Beitrag zum militärischen Potential dieses Machtbe- 
reichs leisten würden und somit der Sicherheit der Mitgliedstaaten des 
COCOM entgegenwirken könnten. Innerhalb dieser gemeinsamen Poli- 
tik werden die COCOM-Listen auf der Grundlage einstimmiger 
Beschlüsse kontinuierlich an die technische Entwicklung angepaßt. Der 
jeweils aktuelle Stand der COCOM-Beschränkungen ergibt sich aus der 
Ausfuhrliste (Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung, zuletzt geän- 
dert am 6. November 1984, Bundesanzeiger Nr. 213 vom 10. November 
1984, Beilage Nr. 55 a). 

Der Eindruck, durch umfangreichere Texte würden mehr Waren erfaßt, 
täuscht. Durch stärkere Differenzierung und damit genauere Definition 
strategisch relevanter Waren wird ein Teü der bisher erfaßten Waren von 
Beschränkungen freigestellt. Durch Anpassung technischer Parameter an 
die technische Entwicklung werden Ausnahmen vermehrt und Abstim- 
mungsmechanismen vereinfacht. Einige überholte Positionen wurden 
ausgemerzt, andere strategisch wichtige Positionen (z. B. Computer- Soft- 
ware, Raumfahrzeuge, bestimmte Roboter) sind heu hinzugekommen. 
Von einer ständigen Ausweitung der COCOM-Liste kann daher nicht die 
Rede sein. 

Die Bundesregierung begrüßt das im COCOM erreichte Einvernehmen. 
Wie in der Vergangenheit wird die Bundesrepublik Deutschland auch in 
Zukunft ein verläßlicher COCOM-Partner sein. 

Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang besonders auf 
zwei Prinzipien des COCOM, die es zu wahren güt: Änderungen der 
COCOM-Listen nur im Konsensos auf der Grundlage militärisch- strategi- 
scher Kriterien sowie einheitliche Anwendung der Ausfuhrbeschränkun- 
gen durch alle COCOM-Mitgliedstaaten, damit die Wettbewerbsneutrali- 
tät gewährleistet bleibt. 


Kann die Bundesregierung Informationen des 
Deutschen Reisebüro- Verbandes (DRV) bestäti- 
gen, die griechische Regierung plane für das 
nächste Jahr die Einführung einer Ausreisesteu- 
er für Touristen, und wenn ja, ist der Bundesre- 
gierung die Höhe der Steuer bekannt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Die Informationen des Deutschen Reisebüroverbandes können bisher 
nicht bestätigt werden. Erste Recherchen haben lediglich zu dem Ergeb- 
nis geführt, daß in Griechenland die Einführung einer Ausreisesteuer für 
Touristen diskutiert wird. 

Demzufolge soll die Gebühr bei Flugreisen 500 Drachmen betragen (ca. 

12.50 DM), bei Benutzung anderer Verkehrsmittel 300 Drachmen (ca. 

7.50 DM). Es soll aber noch nicht geklärt sein, ob diese Abgabe alle aus 
Griechenland Ausreisenden entrichten müssen oder nur griechische 
Staatsbürger. 


31. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 

(FDP) 
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Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um die griechische Regierung zu veranlassen, 
von der Einführung einer solchen Ausreisesteuer 
abzusehen und andere protektionistische, den 
freien Reiseverkehr belastende Bestimmungen 
zu lockern, und wie schätzt sie die diesbe- 
züglichen Erfolgsaussichten ein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. Dezember 

Die Bundesregierung wird unverzüglich die Frage aufgreifen, wenn sich 
bestätigen sollte, daß die griechische Regierung eine den Tourismus 
behindernde Steuer einführen will. 

Das Vorgehen der Bundesregierung wird dabei von der konkreten Aus- 
gestaltung der Ausreisesteuer abhängig sein. Im übrigen setzt sich die 
Bundesregierung stets für die Beseitigung administrativer Maßnahmen 
ein, die die Außenwirtschaftsbeziehungen stören. 


32. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 

(FDP) 


Sind Presseberichte zutreffend, daß die Bundes- 
regierung beabsichtigt, Genehmigungen nach 
dem Kriegswaffenkontrollgesetz zur Produktion 
von Kriegswaffen für den Iran und den Irak zu 
erteüen, obwohl sich diese Staaten im Krieg be- 
finden, und beabsichtigt die Bundesregierung, 
dem Deutschen Bundestag eine Novellierung 
des Kriegswaffenkontrollge setze s vorzuschla- 
gen, um die Produktion von Kriegswaffen „auf 
Halde" für kriegführende Staaten zu ermögli- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 20. Dezember 

Die von Ihnen erwähnten Presseberichte können sich nur auf ein Altge- 
schäft mit dem Iran beziehen. Die Bundesregierung hatte im Jahr 1978 
vor Ausbruch des Krieges zwischen Irak und Iran der Firma Howaldt- 
werke Deutsche Werft (HDW) die Genehmigung zur Herstellung von 
sechs U-Booten für die iranische Marine erteüt. 

Der iranische Vertragspartner hat inzwischen gegenüber HDW erneut 
sein Interesse an der Durchführung des Vertrages bekundet, zu der es 
einer Verlängerung der Herstellungsgenehmigung bedürfte. Die Bundes- 
regierung ist mit diesem Vorgang befaßt. Ich bitte um Verständnis, daß 
ich beim gegenwärtigen Stand des Verfahrens keine Einzelheiten nen- 
nen kann. Eine Lieferung von U-Booten an den Iran setzt indessen neben 
einer Herstellungsgenehmigung zusätzlich eine Ausfuhrgenehmigung 
voraus. Sie würde nur erteilt werden können, soweit eine solche Geneh- 
migung mit dem Kriegswaffenkontrollgesetz und mit den politischen 
Grundsätzen der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern in Einklang stünde. Eine Lieferung von U- 
Booten an den Iran kommt danach insbesondere nicht in Betracht, 
solange die Gefahr besteht, daß diese Schiffe bei einer friedenstörenden 
Handlung verwendet werden (vgl. § 6 KWKG Abs. 3). 

Andere Anträge auf Erteüung von Herstellungsgenehmigungen für 
Kriegswaffen für den Iran oder den Irak liegen der Bundesregierung nicht 
vor. 

Zum zweiten Teü Ihrer Frage ist festzustellen, daß die Bundesregierung 
eine Novellierung des Kriegswaffenkontrollgesetzes in dem von Ihnen 
angesprochenen Sinne nicht beabsichtigt. 


33. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 
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34. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 20. Dezember 

Über Produktionskapazitäten und deren Auslastung in Unternehmen mit 
Rüstungsproduktion ist der Bundesregierung mangels offizieller Statisti- 
ken genaues nicht bekannt. Die Bundeswehrbeschaffung spielt aber für 
den wirtschaftlichen Erfolg dieser Unternehmen eine Rolle. Einige Unter- 
nehmen sind dabei ganz oder überwiegend von Rüstungsaufträgen ab- 
hängig. 

Nach den gegenwärtigen Planungen der Bundeswehr sind bis Ende 
dieses Jahrzehnts Rückgänge zum Beispiel in den Beschaffungen bei 
Panzern, Fluggerät und größeren Schiffen und Zuwächse bei Munition 
und Elektronik sowie bei Flugkörpern zu erwarten. Die Bundeswehr hat 
durch Vorziehen von Aufträgen und durch Umrüstungsprogramme einen 
gewissen Einfluß, Schwankungen im Geschäftsgang dieser Firmen aus- 
zugleichen. Strukturelle Änderungen bei der „Rüstungsindustrie" sind 
jedoch durch veränderliche Schwerpunkte im Bedarf der Bundeswehr 
und durch verlängerte Umrüstungsintervalle unausweichlich. Sie müssen 
von der Industrie selbst bewältigt werden. 

Die Bundesregierung wirkt durch stabüe Rahmenbedingungen darauf 
hin, ein günstiges Klima für Investitionen und Innovationen in der Wirt- 
schaft zu schaffen und den Unternehmen wirtschaftlich zweckmäßige 
Umstrukturierungen zu erleichtern. Spezielle staatliche Fördermaßnah- 
men für Unternehmen der Rüstungsindustrie hält die Bundesregierung 
weder für notwendig noch für geeignet, Wachstumskräfte zu mobilisieren 
und die Beschäftigung zu erhöhen. 


In welchem Umfang werden die Produktionska- 
pazitäten der Rüstungsindustrie der Bundesre- 
publik Deutschland nach der gegenwärtigen 
Bundeswehrplanung in den nächsten fünf Jah- 
ren aus gelastet, und hält die Bundesregierung 
Maßnahmen regionaler bzw. sektoraler Art im 
Interesse von Arbeitsplätzen für notwendig? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
ihrer in Brüssel eingegangenen Verpflichtung, 
die Milchmenge um 1,9 Mülionen Tonnen zu 
reduzieren, nachzukommen, wenn sie gleichzei- 
tig für Härtefälle zusätzliche Quoten in ähnlicher 
Größenordnung bereitstellt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 12. Dezember 

Nach den bisher vorliegenden vorläufigen Daten geht die Bundesregie- 
rung davon aus, daß die Garantiemenge von 23,487 Millionen Tonnen 
Müch für das Müchwirtschaftsj ahr 1984/85 eingehalten wird. Hierzu wird 
u. a. die gewählte Abzugsregelung im Rahmen der Müch- Garantiemen- 
gen- Verordnung sowie die Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe 
der Mücherzeugung für den Markt beitragen. 


35. Abgeordneter 

Bredehorn 

(FDP) 


36. Abgeordneter 

Bredehorn 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung angesichts der Über- 
produktion bei Getreide schon Lösungskonzepte 
entwickelt, wie die Produktion gedrosselt oder 
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aus dem Markt genommen werden kann, ohne 
daß es zu bäuerlichen Einkommensverlusten 
kommt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 14. Dezember 

Die Bundesregierung prüft Maßnahmen zur Drosselung der Erzeugung 
von Getreide und zur Ausweitung des Verbrauchs. Eine Drosselung der 
Erzeugung wäre allerdings mit Einkommenseinbußen bei den Landwir- 
ten verbunden, es sei denn, die sich aus der Drosselung der Erzeugung 
ergebenden Einkommenseinbußen würden durch höhere Preise für 
Getreide oder finanzielle Aufwendungen der öffentlichen Hand ausgegli- 
chen. Deutlich höheren Preisen steht entgegen, daß der Verbrauch 
wegen des Wettbewerbs mit den Getreidesubstituten und anderen abga- 
benfrei eingeführten Futtermitteln zurückgehen würde. 

Eine Ausweitung des Verbrauchs von Getreide könnte erreicht werden, 
wenn in der Verbitterung an Stelle der Getreidesubstitute und anderer 
abgabenfrei eingeführter Futtermittel mehr Getreide eingesetzt werden 
würde. Eine dadurch ein tretende Verteuerung des Futters würde aller- 
dings zumindest kurz- bis mittelfristig die Einkommen der Veredelungs- 
betriebe vor allem in bestimmten Gebieten der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Europäischen Gemeinschaft beeinträchtigen. Direkten 
Beschränkungen der Einfuhr dieser Erzeugnisse stehen auch die GATT- 
Vorschriften entgegen. Der Verbrauch von Getreide könnte in gewissem 
Umfang auch durch einen stärkeren Einsatz im chemisch-technischen 
Bereich erhöht werden. 


37. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Treffen Meldungen der „Husumer Nachrichten " 
vom 8. November 1984 zu, daß nach Angaben 
der Adelbyer Meierei der Milchauszahlungs- 
preis für die schleswig-holsteinischen Halligbau- 
ern einschließlich Futterwert und Mehrwertsteu- 
er bei rund 55 Pfennig/Kilogramm liegt und im 
Falle des Überschreitens der zugeteilten Milch- 
referenzmenge eine Abgabe von 55 Pfennig je 
Kilogramm gezahlt werden muß? 


38. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Frau den von der Milchquotenregelung besonders 

Blunck hart betroffenen Halligbauern zu helfen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 14. Dezember 

Die von Halligbauern erzeugte Müch wird entrahmt und in Form von 
Sahne an die Adelbyer Meierei geliefert. Die Magermüch verbleibt auf 
den Höfen und wird hier verfüttert. Der Auszahlungspreis der Adelbyer 
Meierei sowie die Beihüfe zur Verbitterung von Magermilch ergibt einen 
Preis von rund 49 Pfennig/Küogramm. Hinzuzurechnen ist noch der Fut- 
terwert der Magermüch, der in der Kälberfütterung rund 17 Pfennig/ 
Küogramm beträgt, sowie die Mehrwertsteuer, in der auch der von der 
Bundesregierung beschlossene Einkommensausgleich enthalten ist. Die 
Halligbauern erzielen damit einen Milcherlös von rund 75 Pfennig/Kilo- 
gramm. Erst bei Überlieferung der Referenzmenge wird die Abgabe in 
Höhe von z. Z. 52,30 Pfennig/Kilogramm überlieferter Milch erhoben. 

Den Halligbauern stehen im wesentlichen die gleichen Vergünstigungen 
zu, die auch den kleineren und mittleren Mücherzeugungsbetrieben 
zugute kommen. Zu nennen wären vor allem folgende Vergünstigungen: 


19 



Drucksache 10/2673 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


- Haupterwerbsbetriebe bis zu 30 000 Kilogramm erfahren nur eine 
Kürzung ihrer Anheferung 1983 um 2 v. H.; 

- bei Betrieben unter 161 000 Küogramm Jahresanlieferung wird für die 
ersten 60 000 Kilogramm nur eine Kürzung von 2 v. H. vorgenommen, 
sofern sie die Anheferung gegenüber 1981 nicht gesteigert haben; 

- Betriebe unter 161000 Kilogramm erhalten keinen Zusatzabzug ent- 
sprechend der Anheferungsmenge; 

- Betriebe, die unter 100 000 Kilogramm 1983 angeliefert haben, erhal- 
ten für die ersten 60 000 Küogramm eine Entlastung ihrer MVA von 
rund 0,7 Pfennig/Kilogramm. 

Weiterhin hat der Planungsausschuß beschlossen, die Ausgleichszulage 
von 180 DM auf 240 DM je Großvieheinheit und Hektar anzuheben. Dies 
wird sicherlich auch den Halhgbauern zugute kommen. 

39. Abgeordneter Wie hoch ist die Milchmenge, für die bis Ende 

Oostergetelo September 1984 im Rahmen der Milchquotenre- 

(SPD) gelung Abgaben gezahlt werden mußten; wie 

hoch ist die insgesamt zu entrichtende Abgabe- 
schuld für diesen Zeitraum, und welcher Teü 
dieser Abgabeschuld wurde von den Molkereien 
bis 15. November 1984 einbehalten bzw. an die 
Bundeskasse in Hamburg abgeführt? 


40. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Wie viele Mücherzeuger haben die ihnen zuge- 
teüte Müchquote bis Ende September 1984 nicht 
ausgenutzt, und wie hoch sind die Unterheferun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland insge- 
samt sowie in den einzelnen Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 17. Dezember 

Wegen der zu erwartenden hohen Abgabezahlungen für die Abrechnung 
der ersten beiden Abrechnungsquartale hat die EG-Kommission zur 
Entlastung der Mücherzeuger die Abgabezahlung auf 50 v. H. der Abga- 
beschuld beschränkt. Der Rest wird bis zum Ende des Abrechnungszeit- 
raumes 31. März 1985 gestundet. Nach der deutschen Abgabeordnung 
kann die noch verbleibende Abgabeschuld nur dann erhoben werden, 
wenn 50 v. H. des Müchgeldes nicht überschritten werden. Der Bundes- 
regierung ist es daher außerordentlich schwierig, die erste Abgabezah- 
lung zu schätzen, zumal die Zahlung mehrmals verschoben worden ist. 
Nach bisher vorhegenden Informationen dürften es über 100 Mülionen 
DM sein. 

Der Bundesregierung liegen keine genauen Daten über den Umfang der 
nicht ausgenutzten Referenz mengen vor. Es ist jedoch davon auszuge- 
hen, daß zur Zeit 30 v. H. bis 40 v. H. der Mücherzeuger ihre Referenz- 
mengen nicht voll ausgenutzt haben. 


41. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Wie haben sich die Milchanlieferungen seit An- 
wendung des Milchquotensystems in der Bun- 
desrepublik Deutschland und in den übrigen 
EG-Mitgliedstaaten entwickelt? 


42. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Wie hoch sind die Abweichungen gegenüber 
den in den Beschlüssen der EG -Agrarminister 
vereinbarten Reduzierungen der Müchproduk- 
tion in den einzelnen EG-Ländern? 
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43. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Um wieviel Prozent müssen die Milchanlieferun- 
gen in den Monaten Dezember 1984 bis März 
1985 in der Bundesrepublik Deutschland einge- 
schränkt werden, damit die der Bundesrepublik 
Deutschland zugeteilte Milchquote am Ende des 
Milchwirtschaftsjahres eingehalten werden 
kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 17. Dezember 


Ihre beiden ersten Fragen möchte ich wie folgt in einer Übersicht zusam- 
menfassen: 


Mit ghed Staat 

notwendige Änderung 
der Milchanlieferung 1983 
zur Einhaltung der 
Garantiemenge 1984/85 

in v. H. 

Entwicklung der 
Milchanlieferung in 
der Zeit von April 
bis November 1984 

in v. H. 

Belgien 

- 2,7 

- 4,6 

Dänemark 

- 5,6 

- 6,5 

Bundesrepublik Deutschland 

- 6,7 

- 5,5 

Frankreich 

- 2,0 

- 1,3 

Griechenland 

+ 6,3 

Keine Angabe 

Irland 

+ 3,5 

+ 4,0 

Italien 

± 0,0 

+ 2,0 

Luxemburg 

+ 3,5 

+ 4,3 

Niederlande 

- 6,6 

- 5,1 

Vereinigtes Königreich 

- 7,4 

- 9,9 

EG - 10 

- 4,3 

- 3,9 


Um die Garantiemenge der Bundesrepublik Deutschland einzuhalten 
und keine Abgabe zu erheben, müßte die Milchanlieferung in den ver- 
bleibenden Monaten bis 31. März 1985 noch um durchschnittlich 12 v. H. 
reduziert werden. Im Moment liegen die wöchentlichen Milchanlieferun- 
gen um etwa 10 v. H. unter denen des Vorjahres. Bei Überschreitungen 
der jeweiligen Referenzmenge durch den Einzelerzeuger wird die ent- 
sprechende Abgabe erhoben. 


44. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Worauf führt die Bundesregierung den Rück- 
gang des Butterverbrauchs um 0,2 Kilogramm je 
Kopf der Bevölkerung im Wirtschaftsjahr 1983/ 
84 zurück, und welchen Einfluß mißt sie in die- 
sem Zusammenhang der nach den Agrarbe- 
schlüssen vom 30. März 1984 erfolgten Butter- 
preissenkung zu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 17. Dezember 

In den Milchwirtschaftsjahren 1981/82 und 1982/83 wurde der Richtpreis 
für Milch und damit auch der Butterpreis um insgesamt rund 11 v. H. 
angehoben. Dadurch wurde der Preisabstand zu pflanzlichen Fetten, 
deren Preis im gleichen Zeitabschnitt nahezu unverändert gebheben war, 
erheblich vergrößert. Im Wirtschaftsjahr 1982/83 hatte sich bereits ein 
Rückgang des Butterverbrauches zu Marktpreisen ergeben, der jedoch 
durch den Mehrabsatz von verbilligter Weihnachtsbutter in etwa aufge- 
fangen wurde. Im Wirtschaftsjahr 1983/84, in dem keine Weihnachtsbut- 
teraktion durchgeführt wurde, ergab sich ein Rückgang des Pro-Kopf- 
Verbrauches von 5 v. H., was etwa 0,3 Kilogramm Butter entspricht. Um 
einen weiteren Rückgang des Butterverbrauches zu verhindern, beschloß 
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der Ministerrat der EG, für das laufende Wirtschaftsjahr den Stützungs- 
preis für Butter um 11 v. H. zu senken und zum Ausgleich dafür den 
Stützungspreis für Magermilchpulver entsprechend anzuheben. Mit die- 
ser Maßnahme konnte der Pro-Kopf-Verbrauch in der Bundesrepublik 
Deutschland seit April dieses Jahres um rund 7 v. H. erhöht werden. 


45. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus Forderungen des schleswig-holsteinischen 
Bauernverbandspräsidenten, spätestens ab 
1. April 1985 eine spürbare Aufbesserung der 
Interventionspreise für Butter und Magermilch- 
pulver vorzunehmen und dadurch das Verspre- 
chen einer aktiven Preispolitik einzuhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 17. Dezember 

Der Bundesregierung sind die Forderungen der berufsständischen Orga- 
nisationen, die die Interessen der Erzeuger vertreten, auf Preiserhöhun- 
gen bekannt. Da es sich um Preisforderungen im Rahmen der EG- 
Agrarpolitik handelt, sind zunächst die Vorschläge der dafür zuständigen 
EG-Kommission abzuwarten. Für die deutsche Haltung wird dann auch 
die aktuelle und die zu erwartende Lage der Landwirtschaft maßgeblich 
sein. Ich werde - wie es üblich ist - dem Parlament im Februar 1985 
darüber Bericht erstatten. Es scheint mir daher zur Zeit verfrüht, auf Ihre 
Frage näher einzugehen. 


46. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Welche Auswirkungen hat die Anhebung des 
Erzeugerrichtpreises bei Müch um 1 v. H. auf 
den EG-Haushalt und auf den Verbrauch von 
Müchprodukten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 17. Dezember 

Nach Berechnungen der EG-Kommission führt eine lineare Erhöhung des 
Erzeugerrichtpreises für Milch um 1 v. H. zu höheren Haushaltsbelastun- 
gen von rund 100 Millionen ECU oder rund 240 Millionen DM nach dem 
ab dem 1. Januar 1985 gültigen Umrechnungskurs. Die Auswirkungen 
einer einprozentigen Preisanhebung auf den Verbrauch von Mücher- 
zeugnissen lassen sich wegen der unterschiedlichen Verbrauchsver- 
hältnisse in den einzelnen Mitgliedstaaten nicht hinreichend beziffern. 

Es ist jedoch nach den bisherigen Erfahrungen zu erwarten, daß wegen 
der möglichen Substitution von Müch und Mücherzeugnissen Preiserhö- 
hungen den Verbrauch mittelfristig beeinträchtigen, wobei wegen der 
höheren Preiselastizität der Verbrauch von Müchfett (Butter) stärker 
beeinflußt wird als der Verbrauch von Milcheiweiß. 


47, Abgeordneter Für welche Milchmenge sind bis 30. November 

Pfuhl 1984 Anträge auf Milchrente gestellt worden, 

(SPD) und wie hoch ist im Vergleich dazu die im Zuge 

von Härtefällen beantragte bzw. zugeteüte 
Müchmenge für die Bundesrepublik Deutsch- 
land insgesamt sowie in den einzelnen Bundes- 
ländern? 
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Trifft es zu, daß bei der Quotenzuteilung im 
Rahmen der Härtefallregelung in einigen Bun- 
desländern zu großzügig verfahren worden ist, 
wie der Präsident des schleswig-holsteinischen 
Bauernverbandes auf der Mitgliederversamm- 
lung der Meierei-Zentrale Nordmark in Rends- 
burg behauptete, und wie ist die Härtefallrege- 
lung in den einzelnen Bundesländern gehand- 
habt worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 18. Dezember 

Die Durchführung der Garantiemengen- und „ Müchrentenregelung " ist 
noch in vollem Gange. Deshalb können nur vorläufige Daten mitgeteüt 
werden. 

Bis 30. November 1984 sind in der Bundesrepublik Deutschland für 
826000 Tonnen Referenzmengen Müchrentenanträge gestellt und 
773 000 Tonnen bereits bewilligt worden. In den einzelnen Bundeslän- 
dern sind die folgenden Referenzmengen durch bewilligte Anträge auf 
„Müchrente" freigesetzt worden. Gleichzeitig wird für Vertrauensschutz - 
und Härtefälle nachstehender Referenzmengenbedarf nach Schätzung 
der Länder erwartet: 



Bis 30. November 1984 
freigesetzte Referenz- 
mengen durch 
„Müchrente" 

1 000 Tonnen 

Für Vertrauensschutz - 
und Härtefälle erwar- 
teter Referenzmengen- 
bedarf 

1 000 Tonnen 

Schleswig-Holstein 

63,7 

120 

Hamburg 

0,9 

1 

Niedersachsen 

174,4 

400 

Bremen 

0,6 

2 

Nordrhein-Westfalen 

148,5 

230 

Hessen 

69,0 

70 

Rheinland-Pfalz 

41,6 

65 

B aden-Württemberg 

80,5 

170 

Bayern 

188,8 

430 

Saarland 

5,0 

10 

Bundesgebiet 

773,0 

1498 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einigen Bundesländern bei der 
Durchführung der Vertrauensschutzregelung von einzelnen Bestimmun- 
gen zur Müch-Garantiemengen-Regelung abgewichen wird. Die Bun- 
desregierung hat die betroffenen Bundesländer mehrfach eindringlich 
auf die Notwendigkeit der Einhaltung der Bestimmungen hingewiesen 
und auf die Konsequenzen aufmerksam gemacht. 


48. Abgeordneter 

Pfuhl 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


49. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


In welchen Größenordnungen bewegte sich der 
Jugendaustausch zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1983 
und 1984, und sieht die Bundesregierung Chan- 
cen, daß der Jugendaustausch zwischen beiden 
deutschen Staaten in absehbarer Zeit intensiviert 
werden kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 14. Dezember 


Der innerdeutsche touristische Jugendaustausch zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der DDR geht auf eine Absprache zwischen dem 
Deutschen Bundesjugendring (DBJR) und der FDJ vom 20. September 
1982 zurück. 

Im Jahr 1983 war eine erfreuliche Entwicklung zu verzeichnen: Es kamen 
in 38 Reisegruppen 1 250 Jugendliche aus der DDR in die Bundesrepu- 
blik Deutschland; in umgekehrter Richtung fuhren ca. 700 Gruppen mit 
rund 22 000 Teilnehmern aus der Bundesrepublik Deutschland in die 
DDR. In dieser Zahl enthalten sind ca. 16 000 Schüler, die in 500 Schul- 
klassen für eine Woche die DDR besuchten. 

Im Jahr 1984 ging der Jugendaustausch in West-Ost-Richtung reibungs- 
los weiter. Es kam in diesem Jahr zu einer erheblichen Steigerung der 
Gesamtreisezahlen innerhalb des touristischen Jugendaustausches: Nach 
Schätzungen der Bundesregierung werden bis Ende des Jahres rund 
8 000 Jugendliche in die DDR gereist sein, zusätzlich noch einmal 
22 000 Schüler, so daß mit einer Gesamtzahl von ca. 30000 jugendlichen 
Reisenden zu rechnen ist. 

Probleme gab es im Jahr 1984 bezüglich der Ost-West-Reisen. Zwischen 
den Reisebüros war vertraglich vereinbart, daß etwa 2 200 Jugendliche 
aus der DDR in 66 Reisegruppen die Bundesrepublik Deutschland besu- 
chen sollten. Bis Ende April kamen - wie vorgesehen - 10 Gruppen mit 
etwa 300 Teünehmern. Seither hat die FDJ diese Reisen abgesagt; alle bis 
Ende des Jahres vorgesehenen Programme sind gestrichen worden. 

Die DDR hat den Jugendaustausch nicht förmlich aufgekündigt, jedoch 
die Reisen Jugendlicher aus der DDR unter verschiedenen Vorwänden 
einseitig zum Erliegen gebracht. 

Die Bundesregierung bedauert diese Entwickung sehr. Sie mißt der 
Pflege, Förderung und Ausweitung persönlicher Kontakte und Begeg- 
nungen zwischen jungen Menschen aus beiden Staaten in Deutschland 
große Bedeutung bei und hat dies in der Vergangenheit u. a. durch 
Bereitstellung erheblicher Haushaltsmittel unter Beweis gestellt. 

Die Bundesregierung bleibt zusammen mit dem Bundesjugendring 
bemüht, möglichst günstige politische Rahmenbedingungen für den bei- 
derseitigen Jugendaustausch zu schaffen. 

Sie sieht für das nächste Jahr durchaus Chancen für eine Intensivierung 
des Jugendaustausches auf Grund des sichtbar gewachsenen Interesses 
junger Menschen an solchen Reisen. Sie wirkt in Gesprächen mit der 
DDR darauf hin, daß auch die Reisen Jugendlicher aus der DDR wieder 
auf genommen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


50. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie groß ist der Anteü der Schwerbehinderten 
an den Beschäftigten von Bund, Ländern und 
Kommunen unter Berücksichtigung der entspre- 
chenden absoluten Zahlen? 
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51. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Weige- 
rung des Bundesrates, Verstöße gegen die Be- 
schäftigungspflicht künftig nicht nur bei priva- 
ten, sondern auch bei öffentlichen Arbeitgebern 
als Ordnungswidrigkeiten ahnbar zu machen, 
und wie schätzt sie die bisherige Wirksamkeit 
dieses Instrumentes ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 12. Dezember 

Die Arbeitgeber der öffentlichen Hand sind ihrer gesetzlichen Pflicht 
zur Beschäftigung Schwerbehinderter nach den zuletzt verfügbaren 
Zahlen in folgendem Umfang nachgekommen: 

- Die öffentlichen Arbeitgeber insgesamt 
(Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden) 

(Stand: Oktober 1982) 6,6 v. H. 

- Die Arbeitgeber des Bundes 

(Stand: Oktober 1982) 
einschließlich Deutscher Bundesbahn 

und Deutscher Bundespost ' v * 

ohne Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost 8,9 v. H. 

- Die Arbeitgeber der obersten Landesbehörden 
(Ressorts und nachgeordneter Bereich) 

(Stand: Oktober 1983) 5,2 v. H. 

Über die Erfüllung der Beschäftigungspflicht bei den Kommunen liegen 
keine getrennten Angaben vor. 

Aus den genannten Zahlen ergibt sich, daß sowohl die Arbeitgeber der 
Öffentlichen Hand im Bundesgebiet insgesamt gesehen als auch die 
Arbeitgeber des Bundes insgesamt gesehen die gesetzlich vorgeschrie- 
bene Mindestpflichtquote von 6 v. H. erfüllt haben. In den Bundeslän- 
dern wurde die Mindestpflichtquote nicht überall erfüllt. Die Erfüllungs- 
quoten im einzelnen sind der beigefügten Tabelle zu entnehmen. 

Die Bundesregierung hat die öffentlichen Arbeitgeber wiederholt dazu 
aufgefordert, der Pflicht zur Beschäftigung Schwerbehinderter im gesetz- 
lich vorgeschriebenen Mindestumfang nachzukommen. Sie hält die 
Erfüllung dieser Verpflichtung für dringend erforderlich, um der anhal- 
tend hohen Arbeitslosigkeit unter den Schwerbehinderten (im Novem- 
ber waren fast 136 200 unter ihnen arbeitslos) wirksam begegnen zu 
können. 

Der Regierungs entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwer- 
behindertengesetzes sieht vor, daß auch bei Arbeitgebern der öffentli- 
chen Hand schuldhafte Verstöße gegen die Beschäftigungspflicht nach 
dem Schwerbehindertengesetz als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden 
können. Denn Ungleichbehandlung und Privilegierung von Arbeitgebern 
der öffentlichen Hand gegenüber privaten Arbeitgebern müssen vermie- 
den werden. Die Bundesregierung wird zu dem Vorschlag des Bundesra- 
tes im Rahmen der Gegenäußerung Stellung nehmen, die zur Zeit zwi- 
schen den Ressorts abgestimmt wird. 

Eine schuldhafte Verletzung der Beschäftigungspflicht wird insbeson- 
dere in Betracht kommen, wenn beschäftigungspflichtige Arbeitgeber 
über mehrere Jahre hin ohne erkennbaren Grund nicht einen einzigen 
Schwerbehinderten beschäftigen, obwohl in der Region arbeitslose 
Schwerbehinderte arbeitslos gemeldet sind, die für die Beschäftigung bei 
dem betreffenden Arbeitgeber geeignet wären. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die Bundesanstalt für Arbeit als die für die Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach dem Schwerbehindertengesetz zustän- 
dige Behörde in diesem Sinne von dem gesetzlichen Instrument 
Gebrauch macht. 
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52. Abgeordneter Wie viele Versicherte - nach Frauen und Män- 

Kirschner nern getrennt - werden nach der Verschärfung 

(SPD) der Anspruchsvor aus Setzungen für Renten we- 

gen verminderter Erwerbsfähigkeit eine BU- 
bzw. EU-Rente überhaupt nicht mehr erreichen 
können, und wie viele werden einen solchen 
Anspruch nur durch die Zahlung von freiwilügen 
Beiträgen aufrechterhalten können? 

Welche finanziellen Mehreinnahmen wird die 
gesetzüche Rentenversicherung aus der ver- 
stärkten Einbeziehung der sogenannten Einmal- 
zahlungen in die Beitragspflicht der Renten- und 
Krankenversicherung im Jahr 1984 erzielen, und 
in welchem Verhältnis stehen diese zu den ur- 
sprünglichen, zum Zeitpunkt der Gesetzesbera- 
tung erwarteten Mehreinnahmen? 

Welche finanziellen Mehrbelastungen kommen 
durch die Einbeziehung der sogenannten Ein- 
malzahlungen in die Beitragspflicht zur Sozial- 
versicherung durch das Haushaltsbegleitgesetz 
1984 auf einen Arbeitnehmer, der ein regelmäßi- 
ges monatliches Bruttoarbeitseinkommen von 
3 500 DM hat, im Vergleich zu einem Arbeitneh- 
mer mit einem regelmäßigen monatlichen Brut- 
toarbeitseinkommen von 5500 DM im Jahr 1984 
zu, wenn beide durch tarifliche Regelungen im 
November 1984 eine Sonderzahlung in Höhe 
eines Monatseinkommens erhalten? 

Welche finanzielle Einbuße bedeutet für einen 
Neurentner, der zwei Kinder hat, die Ersetzung 
des Kinderzuschusses zur Rente durch das Kin- 
dergeld auf das Jahr 1984 gerechnet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 18. Dezember 

Die Zahl der Versicherten, die wegen der einschränkenden Anspruchs- 
voraussetzungen für Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit einen 
Invaliditätsschutz in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht mehr 
oder nur über die kontinuierliche Zahlung freiwilliger Beiträge auf- 
rechterhalten kann, ist nicht genau bekannt. 

Als Obergrenze für die Größenordnung dieses Personenkreises kann die 
Zahl der Versicherten im Alter unter 65 Jahren gelten, die im letzten Jahr 
keinen Beitrag zur Rentenversicherung geleistet haben. In der Renten- 
versicherung der Arbeiter und Angestellten betrug die Zahl dieser 
sogenannten „latent Versicherten" 1982 nach dem Mikrozensus rund 
6V 2 Millionen; davon waren rund 4,8 Millionen Frauen. 

Soweit am 1. Januar 1984 ein Invaliditäts schütz bereits bestand, kann 
dieser von Personen, die nicht versicherungspflichtig sind, grundsätzlich 
durch die kontinuierliche Zahlung freiwilliger Beiträge ab 1984 aufrecht- 
erhalten werden. Zur Zeit dürfte nur eine geringe Zahl von Personen den 
Invaliditätsschutz verloren haben, und zwar Personen, die nach dem 
30. Juni 1984 Invalide wurden, nicht in den letzten fünf Jahren vor 
dem Versicherungsfall für drei Jahre versicherungspflichtig beschäftigt 
waren und auch keine freiwilligen Beiträge vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalles für die Zeit vom 1. Januar bis zum 30. Juni 1984 entrichtet 
haben. 


55. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


54. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 
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Die veränderten Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug einer Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeitsrente dürften in Zukunft den Rentenzugang 
wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit um etwas mehr als 100 000 Ren- 
ten jährlich vermindern, davon entfallen rund 80 v. H. auf Frauen. 

Da die auf einmalig gezahltes Arbeitsentgelt entfallenden Beiträge zur 
Sozialversicherung nicht getrennt abgerechnet werden, ist eine exakte 
Erfassung nicht möglich. Gleichwohl wird die Bundesregierung nach 
Abschluß der Jahresrechnungen für 1984 bemüht sein, die Auswirkun- 
gen der verstärkten Einbeziehung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt 
in die Beitragspflicht zur Sozialversicherung wenigstens schätzungsweise 
zu ermitteln. Zur Zeit sieht sie keinen Anlaß zu der Annahme, daß sich die 
Mehreinnahmen nicht im Rahmen der Vorausschätzungen halten 
werden. 

Für einen Arbeitnehmer mit einem regelmäßigen Bruttoarbeitsentgelt 
von 3 500 DM beläuft sich bei einer Sonderzahlung im November 1984 in 
Höhe von 3 500 DM die Mehrbelastung auf rund 394 DM. 

Bei der Berechnung wurde von folgenden Beitragssätzen ausgegangen: 

Krankenversicherung 6,00 v. H. 

Rentenversicherung 9,25 v. H. Arbeitnehmeranteil 

Arbeitslosenversicherung 2,30 v. H. 

Da hinlänglich bekannt ist, daß oberhalb der Beitragsbemessungsgren- 
zen keine Beiträge erhoben werden, ist eine Antwort auf Ihre Frage nach 
der Mehrbelastung eines Arbeitnehmers mit einem monatlichen Brutto- 
arbeitsentgelt von 5 500 DM entbehrlich. 

Erlauben Sie mir aber an die Stelle der von Ihnen gewählten Gegenüber- 
stellung eine solche zu wählen, die von der Zahl der Betroffenen her 
gesehen viel lebensnäher ist, nämlich Arbeitnehmer mit einem Entgelt 
von 2 000 DM. Diese haben vor und nach der Neuregelung von der 
Einmalzahlung rund 17 v. H. an Beiträgen gezahlt, weü die Einmalzah- 
lung ohnehin nahezu voll zu Beiträgen herangezogen wurde. Der Arbeit- 
nehmer mit 3 500 DM hätte dagegen ohne die Neuregelung von seiner 
viel höheren Einmalzahlung nur rund 6 v. H. an Beiträgen zu zahlen 
gehabt. Jetzt zahlt auch er rund 17 v. H. Das nennt die Bundesregierung 
mehr Beitragsgerechtigkeit. 

Die Ersetzung des Kinderzuschusses zur Rente durch das staatliche 
Kindergeld bedeutet für einen Neurenter mit zwei Kindern, auf das Jahr 
1984 bezogen, daß er 1 869,60 DM weniger als nach dem bis zum 
31. Dezember 1983 geltenden Recht erhält. Damit entsprechen die Lei- 
stungen, die ein Rentner im Rahmen des Familienlastenausgleichs erhält, 
denjenigen, die auch an Arbeitnehmer sowie an Arbeitslose und Empfän- 
ger von anderen Sozialleistungen gezahlt werden. Die Ersetzung des 
Kinderzuschusses durch das Kindergeld ist strukturell konsequent, weil 
auf diese Weise deutlich wird, daß es sich um Leistungen des Familienla- 
stenausgleichs handelt, deren Finanzierung grundsätzlich mit Mitteln der 
Allgemeinheit, d. h. mit Steuermitteln, zu erfolgen hat. Die bisherige 
Regelung hatte sich auch als zunehmend problematisch erwiesen, weil 
der Kinderzuschuß zur Rente auch dann gezahlt wurde, wenn die Ein- 
kommenssituation des Rentners und seiner Familie besser war als die 
Einkommenssituation vieler Kindergeldberechtigter. 


56. Abgeordneter 

Clemens 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher Hö- 
he die Bundesrepublik Deutschland jährlich 
Kontenzahlungen für die in die Bundesrepublik 
Deutschland übersiedelten Rentner aus der 
DDR aufwendet, die während ihres Erwerbs- 
lebens ausschließlich in der DDR Sozialab- 
gaben entrichtet haben? 
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57 Abgeordneter 
Clemens 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Clemens 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Clemens 
(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 13. Dezember 

Die Höhe der jährlichen Aufwendungen für Renten an Übersiedler aus 
der DDR ist der Bundesregierung nicht bekannt, weil die Rentenversiche- 
rungsträger, denen die Zahlung dieser Renten obhegt, bei der Renten- 
feststellung den Rentenbetrag, der auf die nach dem Fremdrentengesetz 
anrechenbaren Versicherungszeiten in der DDR entfällt, nicht errechnen 
und daher auch nicht statistisch erfaßt haben. Es ist allerdings die Zahl 
der Rentenzugänge der gesetzlichen Rentenversicherung nach unmittel- 
bar vohergehendem Rentenbezug in der DDR für einige Jahre ermittelt 
worden. Danach hat es im Jahr 1981 6007, im Jahr 1982 4 738 und im 
Jahr 1983 5 222 derartige Rentenzugänge gegeben. 

Die Bundesregierung kennt auch nicht den prozentualen Anteü der 
Rentenzahlungen an Übersiedler aus der DDR für in der DDR zurückge- 
legte Versicherungszeiten an dem gesamten Rentenaufwand. Das jährli- 
che Rentenvolumen für die zuvor erwähnten Rentenzugänge aus dem 
Kreise der DDR-Übersiedler betrug je Zugangsjahr zwischen 50 Millio- 
nen DM und 60 Millionen DM. Dies waren rund 0,6 v. H. bis 0,7 v. H. der 
Rentenausgaben für den Rentenzugang des jeweiligen Jahres. Dabei ist 
nicht bekannt, inwieweit die Rentenausgaben auf Versicherungszeiten 
bis 1945 entfallen, deren Zahlung nicht auf Grund des Fremdrentengeset- 
zes, sondern schon nach den allgemeinen Rentengesetzen erfolgt. 

Hinsichtlich der Rentenzahlungen für die in der DDR zurückgelegten 
Versicherungszeiten gibt es zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR keinen Zahlungs- oder Verrechungsausgleich. 

Rentenzahlungen an Übersiedler aus der DDR werden für in der DDR 
zurückgelegte Versicherungszeiten nach § 17 in Verbindung mit § 15 des 
Fremdrentengesetzes erbracht. Auf Grund einer Gleichstellung dieses 
Personenkreises, insbesondere mit den Vertriebenen, werden sie ren- 
tenrechtlich so behandelt, als ob sie ihr Arbeitsleben in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zurückgelegt hätten. Für die Rentenberechnung wird 
ihnen dazu fiktiv ein Arbeitsentgelt zugeordnet, das dem Durchschnitts- 
verdienst entspricht, das eine Gruppe vergleichbarer Arbeitnehmer im 
Bundesgebiet zu gleicher Zeit erzielt hat. 


Wie hoch ist der prozentuale Anteil dieser Zah- 
lungen bezogen auf die gesamten Rentenzah- 
lungen in der Bundesrepublik Deutschland pro 
Jahr? 


Gibt es in irgendeiner Form einen Zahlungs- 
bzw. Verrechnungsausgleich mit der DDR für die 
von der Bundesrepublik Deutschland geleisteten 
Rentenzahlungen? 

Auf Grund welcher gesetzlichen Grundlagen 
werden die Zahlungen geleistet? 


60. Abgeordneter 

Conrad 

(Riegelsberg) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte für eine 
Beurteüung, ob und gegebenenfalls in welchem 
Ausmaß der Anstieg der Zahlen der Arbeitslosen 
in Gesundheitsdienstberufen von 68 771 im Sep- 
tember 1983 auf 73 592 im September 1984, da- 
von bei Frauen von 59 911 auf 64 867, einerseits 
durch Rückgänge der Zahlen der Bevölkerung 
und der Kinder (kindorientierte Gesundheits- 
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dienstberufe), andererseits durch stärkere Zu- 
und Abgänge in diesen Berufen bedingt ist, und 
wie schätzt die Bundesregierung die weiteren 
Perspektiven für Arbeitnehmer in den Gesund- 
heitsdienstberufen - insbesondere den Berufs- 
nachwuchs - ein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 17. Dezember 

Die Bundesregierung hat keinen Anhaltspunkt dafür, daß der Anstieg der 
Arbeitslosenzahlen in den Gesundheitsdienstberufen mit dem leichten 
Rückgang der Bevölkerung oder der Abnahme der Kinder zusammen- 
hängt. Der weitaus größte Anteil der Arbeitslosen in den Gesundheitsbe- 
rufen entfällt auf die Krankenpflegeberufe (September 1983: 35,6 v. H. 
einschließlich Krankenpflegehelfer) und auf Sprechstundenhelfer 
(40,7 v. H.). Beide Berufe hängen hauptsächlich von der Nachfrage nach 
Gesundheitsleistungen ab, die in den letzten Jahren im Trend der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung verlief. Auf Grund des ungünstigen 
Altersaufbaus der Bevölkerung ist auf längere Sicht sogar eher mit einer 
Zunahme der Gesundheitsleistungen zu rechnen. 

Die Arbeitsmarktaussichten sind für die Gesundheitsdienstberufe nach 
wie vor etwas günstiger als für den Durchschnitt der Berufe insgesamt. So 
betrug im September 1984 für diese Berufe das Verhältnis von Arbeitslo- 
sen zu offenen Stellen 19 zu 1, im Durchschnitt aller Berufsgruppen 
jedoch 24 zu 1. Ungünstig ist allerdings die Situation für die Sprechstun- 
denhelfer. Hier wirkt sich ein starker Andrang junger Bewerberinnen auf 
einen Beruf aus, für den nur wenig berufliche Ausweichmöglichkeiten 
bestehen. 


61. Abgeordneter 

Conrad 

(Riegelsberg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, die 
Verschiebung an sich für 1985 gewünschter Ge- 
burten auf 1986 wegen des dann gegebenen 
Anspruchs auf Erziehungsgeld könne zu proble- 
matischen Unterauslastungen der Kapazitäten in 
Entbindungsstationen von Krankenhäusern in 
der zweiten Jahreshälfte 1985 führen, 1986 je- 
doch eventuell zu Engpässen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 17. Dezember 


Die Bundesregierung erwartet nicht, daß sich die Einführung eines Erzie- 
hungsgeldes im Jahr 1986 auf die Zahl der Geburten in den Jahren 1985 
und 1986 so erheblich auswirken wird, daß die Entbindungsstationen der 
Krankenhäuser zu gering bzw. zu stark ausgelastet sein werden. Der 
Wunsch nach Kindern wird in der Regel von vielen, nicht nur wirtschaft- 
lichen Faktoren bestimmt. Schon aus diesem Grund ist nur in einer 
begrenzten Zahl von Fällen davon auszugehen, daß die Einführung des 
Erziehungsgeldes den Zeitpunkt der Geburt wesentlich beeinflußt. Dies 
war auch nicht bezweckt. Diese Einschätzung wird gestützt durch die 
Erfahrungen bei der Einführung des Mutterschaftsgeldes am 1. Juli 1979. 
Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß dieser Termin Kapazitätspro- 
bleme in den Krankenhäusern verursacht hat. 


62. Abgeordneter 
Schreiber 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den weit über 
dem Durchschnitt liegenden Anstieg der Zahlen 
der Arbeitslosen in Sozial- und Erziehungsberu- 
fen von 96 432 im September 1983 auf 104 369 im 
September 1984, davon bei Frauen von 67 960 
auf 74 204, und welche weiteren Perspektiven 
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ergeben sich nach ihrer Einschätzung für die 
weitere Entwicklung angesichts des Nachrük- 
kens starker Ausbildungsjahrgänge in diese Be- 
rufe einerseits und zurückgehende Kinderzahlen 
andererseits - auch unter Berücksichtigung des 
besonderen Tatbestandes, daß Absolventen vie- 
ler Ausbildungsgänge überwiegend dem Schick- 
sal der anschließenden Arbeitslosigkeit ausge- 
liefert sind? 


63. Abgeordneter Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung 

Schreiber Veranlassung, von der Ausbildung nicht nur für 

(CDU/CSU) pädagogische Berufe, sondern inzwischen auch 

für Erziehungsberufe und kindbezogene Sozial- 
berufe abzuraten, da abzusehen ist, daß der 
leichten seit 1982 festzustellenden Zunahme der 
Zahl der Kinder in den Altersstufen von drei bis 
sechs Jahren (Kindergartenalter) ab 1986 erneut 
eine starke zahlenmäßige Abnahme als Nach- 
wirkung starker Geburtenrückränge seit Ende 
1982 folgen wird und ab 1989 auch die Einschu- 
lungen im Primarbereich nach einem vorüberge- 
henden Anstieg nach 1985 wieder rückläufig 
sein werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 18. Dezember 

Die Bundesregierung betrachtet die Arbeitsmarktentwicklung bei den 
Sozial- und Erziehungsberufen mit Sorge, da für diesen Bereich auch 
mittelfristig relativ ungünstige Vermittlungsaussichten bestehen. Zu der 
überdurchschnittlichen Zunahme der Arbeitslosen mit einem Sozial- und 
Erziehungsberuf haben einerseits ein Rückgang des Arbeitskräftebedarfs 
und andererseits eine Zunahme von Bewerbern geführt. Der zurückge- 
hende Arbeitskräftebedarf ist allerdings nicht nur auf den Geburtenrück- 
gang, sondern auch auf die finanzielle angespannte Haushaltslage der 
Gebietskörperschaften zurückzuführen. Noch nicht abzusehen ist, inwie- 
weit eine Ausweitung der Teüzeitarbeit in diesem Bereich zu einer 
Entspannung der Arbeitsmarktsituation beitragen wird. Auch ist nicht 
abzuschätzen, inwieweit die vermehrten Hinweise in der Öffentlichkeit 
auf zunehmende Arbeitslosigkeit bei allen Sozial- und Erziehungsberu- 
fen ähnlich wie bei den Lehrer-Studiengängen zu einem Rückgang der 
Bewerberzahlen führen werden. 

Eine eindeutige Beurteüung der Arbeitsmarktperspektiven für diese 
Berufsgruppe ist daher wegen der Vielzahl der Einflußfaktoren nicht 
möglich. Die Sozial- und Erziehungsberufe sind nach wie vor für viele 
junge Menschen, insbesondere junge Frauen, attraktiv. Die Bundesregie- 
rung rät zwar nicht generell von einer Ausbüdung in einem Erziehungs- 
beruf ab. Sie weist dabei in ihren Veröffentlichungen auf das erhöhte 
Arbeitsmarktrisiko hin. Es kommt bei der Berufs- und Büdungsberatung 
darauf an, die objektiven Arbeitsmarktchancen gegen die subjektiven 
Interessen, Neigungen und Fähigkeiten der Ratsuchenden abzuwägen. 


64. Abgeordneter 
Schreiber 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten der 
Modifizierung ihrer gesetzgebersichen Initiati- 
ven zur Ausweitung der Möglichkeiten des Ab- 
schlusses von Zeitverträgen im Rahmen des Be- 
schäftigungsförderungsgesetzes dahin gehend, 
daß - insbesondere freie - Träger vorschulischer 
Erziehungs- und Bildungseinrichtungen ihre 
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Personalplanung besser auf die schwankende 
Inanspruchnahme als Folge unterschiedlicher 
Jahrgangsstärken in den Altersgruppen zwi- 
schen drei und sechs Jahren ausrichten können, 
während sie sonst wegen des Risikos späterer 
für sie nicht tragbarer personeller Folgekosten 
nicht zwischenzeitlich Zusatzpersonal einstellen 
könnten, das zur Bildung, Erziehung und Betreu- 
ung vorübergehend größerer Zahlen von Kin- 
dern erforderlich wäre? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 18. Dezember 

In dem von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines Beschäfti- 
gungsförderungsgesetzes 1985 ist für eine Übergangszeit die erleichterte 
Zulassung befristeter Arbeitsverträge im allgemeinen bis zu einem Jahr 
vorgesehen (vgl. Drucksache 10/2102). Der Entwurf wird Anfang des 
Jahres 1985 in den zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
beraten. Es ist nunmehr Sache des Parlaments, für erforderlich gehaltene 
Änderungen zu beschließen. 

Unabhängig hiervon vermag es die Bundesregierung nicht zu befürwor- 
ten, für die von Ihnen angesprochenen Fälle den Abschluß befristete^ 
Arbeitsverträge über die im Entwurf des Beschäftigungsförderungsgeset- 
zes vorgesehenen Regelungen hinaus zu erleichtern. Dies würde weitere 
Wünsche nach sich ziehen und damit zu einem nicht mehr zu vertreten- 
den Abbau des Arbeitnehmerschutzes führen. 

Es kommt hinzu, daß bereits nach geltendem Recht der Abschluß befri- 
steter Arbeitsverträge dann zulässig ist, wenn hierfür sachliche Gründe 
sprechen. Ein typischer Fall ist die Befristung eines Arbeits Vertrages, um 
einen vorübergehenden Mehrbedarf an Arbeitskraft abzudecken (vgl. 
Bundesarbeitsgericht, Urteü vom 14. Januar 1982, Betriebs-Berater 1982, 
S. 1174). 

Schließlich erlaubt § 1 Abs. 2 des Kündigungsschutzgesetzes bei unbefri- 
stet eingestellten Arbeitnehmern, diese wegen Arbeitsmangels - etwa 
wegen Rückgang von Betreuungsaufträgen in den von Ihnen erwähnten 
Einrichtungen- zu kündigen (vgl. Bundesarbeitsgericht, Urteü vom 
7. Dezember 1978, Arbeitsrechtliche Praxis Nr. 6 zu § 1 Kündigungs- 
schutzgesetz 1969 - Betriebsbedingte Kündigung -). 


65. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Lassen sich Erwartungen der Bundesregierung 
erfüllen, daß der Datenabgleich zwischen Ar- 
beitsämtern und Finanzämtern bei Einkom- 
mensüberprüfungen hinsichtlich der Kinder- 
geldansprüche zu erheblichen Einsparungen bei 
den Verwaltungskosten führt, da sich künftig 
zwei Behörden mit Milhonen von Einzelfäüen 
befassen müssen, und steht im Endergebnis der 
Verwaltungsaufwand in einem vernünftigen 
Verhältnis zu den Einsparungen? 


66. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von Prak- 
tikern und Personalräten in Arbeitsämtern häu- 
fig vorgetragene Auffassung, es wäre effizienter, 
die für die Einkommensüberprüfung beim Kin- 
dergeld eingesetzten Kräfte für andere Aufga- 
ben einzusetzen und statt aus Mitteln des Bun- 
des aus Eigenmitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beit zu finanzieren, um die produktiven Dienst- 
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leistungen (Vermittlung, Arbeits- und Berufsbe- 
ratung) schneller und intensiver durchführen zu 
können, und könnte dies zusammen mit der Pro- 
blematik der Vorfrage nochmals Veranlassung 
geben, im Rahmen der Weiterentwicklung des 
Famüienlastenausgleichs die Sinnhaftigkeit der 
Einkommensgrenzen beim Kindergeld zu über- 
prüfen, wobei außerdem eventuell auch noch die 
Problematik des Beschlusses des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 30. Marz 1977 betreffend Ali- 
mentation kinderreicher Beamter einbezogen 
werden könnte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 18. Dezember 

Der Datenabgleich zur Feststellung des Einkommens beim Kindergeld 
für zweite und weitere Kinder wird zu erheblichen Einsparungen bei den 
Verwaltungskosten führen. Er findet nicht zwischen den Arbeitsämtern 
und Finanzämtern statt, sondern erfolgt zwischen den Rechenzentren der 
Finanzbehörden der Bundesländer und dem Zentralamt der Bundesan- 
stalt für Arbeit. Damit wird erreicht, daß das Kindergeld ohne Beteiligung 
der Kindergeldkassen der Arbeitsämter und ohne Inanspruchnahme der 
Kindergeldberechtigten gezahlt werden kann. Arbeitsvorgänge bei den 
Finanzämtern entstehen nicht. Die Kindergeldberechtigten werden von 
Nachweisen entlastet. 

Der Datenabgleich findet erstmals für die Zahlung des einkommensab- 
hängigen Kindergeldes im Jahr 1985 statt. Bereits in diesem Anlauf jahr 
werden bei den Verwaltungskosten mehr als 20 Millionen DM einge- 
spart. Dabei sind die in den Bundesländern zu erstattenden Kosten 
berücksichtigt. 

Die Bundesregierung strebt an, den automatischen Datenabgleich beim 
einkommensabhängigen Kindergeld auszuweiten. Dazu ist erforderlich, 
daß noch mehr Kindergeldberechtigte als bisher ihr Einverständnis zum 
Datenabgleich erklären. 

Der Datenabgleich führt dazu, daß bei den Kindergeldkassen der Arbeits- 
ämter weniger Kräfte für die Einkommensprüfung benötigt werden. 
Soweit es der Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit zuläßt, werden die 
freiwerdenden Kräfte für die übrigen Fachaufgaben eingesetzt. 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keinen Anlaß, die Abschaffung der 
Einkommensgrenzen beim Kindergeld in Erwägung zu ziehen. Sie wird 
jedoch dieser Frage - wie auch der Problematik der angemessenen Ali- 
mentation kinderreicher Beamter - bei der Weiterentwicklung des Fami- 
lienlastenausgleichs ihre besondere Aufmerksamkeit widmen. 

67. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 14. Dezember 

Anläßlich der Beratungen des Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwer- 
behindertengesetzes hat der Bundesrat u. a. vorgeschlagen, in die unent- 
geltliche Beförderung Schwerbehinderter wieder den Eisenbahnverkehr 
-in dem vom 1. Oktober 1979 bis 31. Dezember 1983 geltenden 
Umfang - einzubeziehen. Dieser Vorschlag wird geprüft. Die Bundesre- 
gierung bereitet zur Zeit ihre Gegenäußerung zur Stellungnahme des 
Bundesrates vor. 


Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich da- 
für Sorge zu tragen, daß den Schwerbehinderten 
wieder die frühere Möglichkeit eingeräumt wird, 
die Züge der Deutschen Bundesbahn im Um- 
kreis von 50 Kilometer kostenfrei zu benützen? 
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Ist von den Rechtsvorschriften und der Kontrolle 
ihrer Einhaltung her hinreichend sichergestellt, 
daß der Einsatz von ABM-Kräften im öffentli- 
chen Sektor im wesentlichen insoweit erfolgt, als 
diese Arbeiten nicht auch von der Wirtschaft 
ausgeführt werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 17. Dezember 

Die Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) soll regelmä- 
ßig bewirken, daß öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Träger von 
ABM Aufträge an Wirtschaftuntemehmen vergeben, die arbeitslose 
Arbeitnehmer zur Durchführung der Aufträge einstellen. Die das Geset- 
zesrecht ergänzenden satzungsrechtlichen Vorschriften des Verwal- 
tungsrats der Bundesanstalt für Arbeit (§ 7 ABM- Anordnung) sehen 
daher vor, daß der ABM-Träger grundsätzlich ein Wirtschaftsunterneh- 
men mit der Durchführung der zu fördernden Arbeiten beauftragen soll. 
Regiearbeiten des Trägers können als ABM gefördert werden, wenn das 
nach Art der Arbeit oder unter Berücksichtigung der persönlichen Ver- 
hältnisse der zuzuweisenden Arbeitslosen zweckmäßig ist. Das ist bei- 
spielsweise der Fall, wenn sonst diese, die Beschäftigung ermöglichen- 
den Arbeiten nicht in Auftrag gegeben würden. 

Die Beachtung dieser Rechtsvorschriften in den Einzelfällen der Praxis 
wird durch Durchführungsanweisungen des Präsidenten der Bundesan- 
stalt für Arbeit, denen der Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit zuge- 
stimmt hat, sichergestellt. Das Arbeitsamt kann im Planungsgespräch mit 
dem Träger darauf hinwirken, daß die zu fördernden Arbeiten durch 
Vergabe an ein Wirtschaftsunternehmen durchgeführt werden. In geeig- 
neten Einzelfällen kann die Förderung der Arbeiten nur als Vergabear- 
beiten durch eine Auflage im Anerkennungsbescheid gesichert werden. 
Da die Selbstverwaltung der Bundesanstalt für Arbeit sehr stark in die 
ABM-Förderung der Einzelfälle eingeschaltet ist, kann schließlich auch 
der Verwaltungsausschuß des Arbeitsamtes, der nach § 191 Abs. 1 Satz 5 
AFG den Erfolg eingeleiteter Maßnahmen zu überwachen hat, Einfluß 
auf die Durchführung der geförderten Arbeiten als Vergabearbeiten 
nehmen. 

Die Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit hat mir mitgeteilt, daß bei 
der Förderung von investiven Maßnahmen die Durchführung als Verga- 
bearbeiten die Regel ist. 


68. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Untersuchungen be- 
stätigen, nach denen das Durchschnittseinkom- 
men deutscher Industriearbeiter im Vergleich zu 
dem Durchschnittseinkommen der Industriear- 
beiter in der Schweiz, in den USA und in Japan 
erst auf Platz 4 rangiert, und liegen der Bundes- 
regierung weitere statistische Unterlagen zu die- 
sem Sachverhalt vor? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 17. Dezember 

Der Bundesregierung liegt eine Veröffentlichung der OECD aus diesem 
Jahr vor (Tax/Benifit Position of Production Workers), in der Brutto- und 
Netto-Jahresverdienste der Arbeiter in der verarbeitenden Industrie in 
nationaler Währung für 1983 für insgesamt 21 Länder ausgewiesen wer- 
den. Rechnet man diese Werte mit Hüfe der Wechselkurse in eine 
einheitliche Währung (DM) um, dann ergibt sich für die in der Frage 
genannten vier Länder folgende Reihenfolge: Bei dem Vergleich der 


69. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 
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Bruttojahr es Verdienste rangierten die deutschen Arbeiter nach den USA 
und der Schweiz an dritter Stelle, bei den Nettoverdiensten nach der 
Schweiz, den USA und Japan an vierter Stelle. 

Wie der anliegenden Tabelle zu entnehmen ist, liegen die Jahre sver dien- 
ste der deutschen Arbeiter innerhalb der nachgewiesenen 21 Länder erst 
an sechster bis achter Stelle, je nachdem, ob man die Brutto- oder die 
Nettoverdienste und die Kaufkraftparitäten oder die Wechselkurse als 
Umrechnungsfaktoren zugrunde legt. 

Zur Umrechnung in eine einheitliche Währung (DM) wurden die vom 
Statistischen Bundesamt veröffentlichten Verbrauchergeldparitäten 
zugrunde gelegt. Eine solche Parität kann wegen unzureichender Preis- 
unterlagen gegenwärtig für Japan nicht berechnet werden. 

Um Japan dennoch in den Vergleich einbeziehen zu können, wurden die 
Jahresverdienste in nationaler Währung außerdem mit Hilfe der Devisen- 
kurse in DM umgerechnet. Für internationale Vergleiche der Verdienst- 
niveaus sind die Wechselkurse als Umrechnungsfaktoren in eine einheit- 
liche Währung jedoch wenig geeignet, da die Wechselkurse in unter- 
schiedlichem Maße von den für solche Niveauvergleiche besser geeigne- 
ten Kaufkraftparitäten ab weichen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

70. Abgeordneter Ist dem Bundesminister der Verteidigung die er- 

Würtz hebliche Unruhe unter den Mitarbeitern des 

(SPD) Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung 

in Koblenz bekannt, die „durch organisatorische 
Maßnahmen und vorweggezogene Personal- 
maßnahmen'' das verfassungsrechtliche Postulat 
des Dialogs zwischen den Streitkräften und der 
zivilen Bundeswehrverwaltung bedroht sehen, 
und wenn ja, welche konkreten Schritte werden 
im Bundesministerium der Verteidigung ge- 
plant? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 11. Dezember 

Auf Ihre Frage vom 3. Dezember 1984 zur Neuordnung des Rüstungsbe- 
reiches teile ich Ihnen mit, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt geprüft 
wird, ob durch Veränderungen der Struktur der mit Rüstungsaufgaben 
befaßten Bereiche die Aufgaben besser wahrgenommen werden können. 
Diese Überlegungen beziehen sich ebenso auf eine Neugliederung der 
ministeriellen Aufgabenträger wie auch auf strukturelle Verbesserungen 
in der Ämterebene. 

Ich bitte um Ihr Verständnis, wenn zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
keine Einzelheiten mitgeteüt werden können, da der Prozeß der Mei- 
nungsbüdung noch kein konkretes Stadium erreicht hat. 

Bei allen Überlegungen wird aber Sorge getragen, daß das Bedarfsträger- 
Bedarfsdecker- Prinzip und die in Artikel 87 b Grundgesetz beschriebe- 
nen Aufgaben der Bundeswehrverwaltung nicht berührt werden. 

Die endgültigen Entscheidungen werden mit den Verantwortlichen für 
die betroffenen Bereiche abgestimmt werden? die berechtigten Interes- 
sen der Mitarbeiter werden in jedem Fall gewahrt. 

71. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung an die Herausgabe 

Würtz von „gesamtverteidigungspolitischen Richt- 

(SPD) linien", und wenn ja, welche zeitlichen Vorstel- 

lungen hat sie? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 14. Dezember 

Die Bundesregierung beabsichtigt, Rahmenrichtlinien für die Gesamtver- 
teidigung herauszugeben. 

Ein erster Entwurf ist zur Zeit bei den Ressorts zur Mitprüfung. Anschlie- 
ßend muß er mit den Ländern abgestimmt werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Richtlinien noch in dieser 
Legislaturperiode herausgegeben werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


72. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, ab 

Conrad 1. Januar 1986 auch die Kinder in den Anspruch 

(Riegelsberg) auf Erziehungsgeld einzubeziehen, die ab dem 

(CDU/CSU) 1. März 1985 (einkömmensabhängiges Erzie- 

hungsgeld) oder ab 1. Juli 1985 (einkommensun- 
abhängiges Erziehungsgeld) geboren sind, wenn 
sich abzeichnen sollte, daß dieAnsätze des Bun- 
deshaushaltes 1985 für Kindergeld und Mutter- 
schaftsgeld nicht voll ausgeschöpft werden soll- 
ten -sei es auch bei begrenzten zusätzlichen 
finanziellen Mitteln notfalls auch in der Form 
eines gekürzten oder pauschalierten Anspruchs? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 17. Dezember 

Die für den 1. Januar 1986 vorgesehene Einführung eines Erziehungsgel- 
des soll für die ab diesem Datum geborenen Kinder wirksam werden. 
Dies ist bereits bei der Beantwortung der schriftlichen Fragen vom 
August 1984 (Drucksache 10/1851, S. 28) ausgeführt worden. Die Bun- 
desregierung sieht keine Möglichkeit, vor diesem Zeitpunkt geborene 
Kinder in die Regelung einzubeziehen. Nach den angestellten Berech- 
nungen ist nicht zu erwarten, daß die Ansätze, wie sie im Entwurf 
des Bundeshaushalts 1985 für Kindergeld und Mutterschaftsurlaubsgeld 
vorgesehen sind, nicht ausgeschöpft werden könnten. 


Teüt die Bundesregierung die auf viele Fragen 
aus der Bevölkerung gestützte Einschätzung, 
daß die Beschränkung der Ansprüche auf das ab 
1986 geplante Erziehungsgeld auf ab 1. Januar 
1986 geborene Kinder in erheblichem Umfang 
zur Verschiebung geplanter Geburten bei 
eigentlich bald gewünschten Kindern auf die 
Zeit nach März 1986 führen könnte, damit selbst 
im Falle eventueller Frühgeburten Ansprüche 
auf Erziehungsgeld von zwischen netto 
3 600 DM und 6 000 DM nicht gefährdet werden, 
daß dann aber nach ohnehin sehr starken Gebur- 
tenrückgängen in 1983 “und 1984 eventuell mit 
einem noch stärkeren Einbruch bei den Gebur- 
tenzahlen in 1985 gerechnet werden müßte, und 
sieht sie sich gegebenenfalls veranlaßt, erneut 


73. Abgeordneter 
Schreiber 
(CDU/CSU) 
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die Möglichkeit einer Einbeziehung vor dem 
1. Januar 1986 geborener Kinder in das Erzie- 
hungsgeld zu prüfen, um damit unnötige 
Schwankungen bei den Geburtenzahlen zu ver- 
meiden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 17. Dezember 

Die Bundesregierung hält es, wie schon bei der Beantwortung der schrift- 
lichen Fragen vom August 1984 (Drucksache 10/1851) ausgeführt, für 
möglich, daß Eltern die Geburt ihres Kindes mit dem Termin der Einfüh- 
rung eines Erziehungsgeldes ab stimmen. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, vom Termin der Einfüh- 
rung des Erziehungsgeldes für ab 1. Januar 1986 geborene Kinder abzu- 
gehen. Sie geht davon aus, daß mögliche kurzfristige Schwankungen bei 
den Geburtenzahlen nicht von nennenswertem Umfang sein könnten. 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbe- 
stand, daß die bereits 1982 äußerst niedrigen 
Zahlen der ehelichen Geburten dritter und wei- 
terer Kinder 1983 nochmals weit überdurch- 
schnittlich zurückgegangen sind, und hält sie 
einen Zusammenhang dieser Entwicklung mit 
den Kindergeldkürzungen ab 1982 und den teil- 
weise massiven einkomme ns abhängigen Kin- 
dergeldkürzungen ab 1983 von bis zu 100 DM 
monatlich je Kind für möglich oder wahrschein- 
lich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 17. Dezember 

Die Übersicht des Statistischen Bundesamtes über die ehelich Lebendge- 
borenen nach der Geburtenfolge zeigt seit 1976 einen mit geringen 
Schwankungsbreiten annähernd gleichbleibenden Anteil der dritten und 
weiteren Kinder an den Lebendgeburten. Daher kann ich keinen Zusam- 
menhang dieses Faktums mit den Beschränkungen der Kindergeldan- 
sprüche, die nach 1981 wirksam geworden sind, sehen. 

Hat die Bundesregierung eine Übersicht oder 
kann sie eine solche erstellen lassen, welche 
Einsparungen beim Kindergeld durch die Ein- 
kommensgrenzen beim Kindergeld tatsächlich je 
Jahr erzielt werden, nachdem frühere Annah- 
men über Bruttoeinsparungen von rund 700 Mil- 
lionen DM je Jahr statt ursprünglich angesetzter 
980 Millionen DM offensichtlich immer noch 
überhöht sind, weil vielen von Kürzungen betrof- 
fenen Familien nachträglich höhere Kindergel- 
der bewilligt und nachgezahlt werden mußten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 17.Dezember 

Es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, daß die einkommensabhängige Min- 
derung des Kindergeldes 1984 zu geringeren Einsparungen führt als 
1983. Es gibt - auch bei der Bundeanstalt für Arbeit - keine Statistik 
darüber, in welchem Umfang 1984 Kindergeldnachzahlungen für 1983 
mit Rücksicht darauf zu leisten waren, daß die maßgeblichen Einkom- 
mensverhältnisse sich erst 1984 feststellen ließen. Eine solche Statistik zu 
führen, wäre sehr aufwendig. 


75. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Trifft es - wie durch eine Resolution des Be- 
zirkstages von Niederbayern veröffentlicht - 
zu, daß der weitere Ausbau der Bundesauto- 
bahn München — Deggendorf durch das Fehlen 
der rechtlichen Voraussetzungen (Planfeststel- 
lungsbeschlüssen) gefährdet ist, und kann man 
von der Bundesregierung erwarten, daß sie alles 
unternimmt, um die noch fehlenden Baulücken 
der Autobahn München — Deggendorf so schnell 
wie möglich zu schließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 

Der zwischen dem Bundesverkehrsministerium und dem Freistaat Bayern 
vereinbarte Bauablauf der A 92 wird durch einzelne noch nicht abge- 
schlossene Planfeststellungsverfahren zunächst nicht gefährdet. Die für 
die Planfeststellungsverfahren zuständige bayerische Straßenbauverwal- 
tung hat versichert, daß die bei verschiedenen Verfahren eingetretenen 
Verzögerungen bisher auch keine Auswirkungen auf den geplanten 
Bauablauf erwarten lassen. 

Es wird angestrebt, bis 1987 eine durchgehende Verbindung von Mün- 
chen bis Dingolfing herzustellen. Die Fertigstellung der Gesamtstrecke 
einschließlich der neuen Donaubrücke bei Deggendorf wird dann voraus- 
sichtlich 1991 möglich sein. 


76. Abgeordneter 

Paintner 

(FDP) 


77. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 

Nach Auskunft der rheinland-pfälzischen Straßenbauverwaltung ist eine 
vorübergehende Errichtung von Lichtzeichenanlagen im Streckenab- 
schnitt zwischen Linz und der Landesgrenze Nordrhein-Westfalen/ 
Rheinland- Pfalz kurzfristig nicht möglich und zweckmäßig. Auch solche 
Lösungen erfordern eine Umgestaltung der Knotenpunkte, wobei wegen 
der fehlenden Abbiegespuren Grunderwerb und damit Planfeststellungs- 
verfahren durchgeführt werden müßten. Da sich für die endgültig vor- 
gesehenen Lösungen eine Einigung abzeichnet, wird seitens des Lan- 
des Rheinland- Pfalz auch aus Verkehrs- und sicherheitstechnischen 
Gründen sogleich der höhenfreie Ausbau der Kreuzungen angestrebt. 


Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
solange bis die Planfeststellungsverfahren zum 
Ausbau der Bundesstraße 42 zwischen Linz und 
der Landesgrenze Rheinland-Pfalz/Nordrhein- 
Westfalen rechtskräftig geworden sind und der 
Ausbaubeginn fest terminiert werden kann zur 
Sicherheit für die Verkehrsteünehmer an den 
unfallträchtigen (mehrere Tote im Jahr) Abbie- 
gungen und Einmündungen, insbesondere im 
Bereich der Ortschaften Unkel und Rheinbreit- 
bach, Ampelanlagen zu installieren? 


78. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung und gegebenenfalls mit welchem Zeitplan, 
den Unfallschwerpunkt (mit erheblichen Perso- 
nen- und Sachschäden) im Zuge der Bundesstra- 
ße 256 an der Einmündung der Kreisstraße 46 
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(Helmerotherhöhe) durch bauliche Maßnahmen 
zu beseitigen, nachdem das Planfeststellungs- 
verfahren bereits im Juli 1983 rechtskräftig ab- 
geschlossen wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 

Nach Aukunft der rheinland-pfälzischen Straßenbauverwaltung ist der 
Grunderwerb für den Ausbau des Knotenpunktes B 256/K 46 bei Helme- 
roth bereits angelaufen. Nach Disposition des Landes Rheinland-Pfalz 
soll 1985 mit dem Bau begonnen werden. 


79. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
rung und gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt 
die Unterführung der Bundesstraße 256 unter 
der Bundesbahnstrecke in Au/Sieg zu verbrei- 
tern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 

Der Ausbau der B 256 im Bereich der Kreuzung mit der Bundesbahn- 
strecke in Au/Sieg ist nach den derzeitigen Dispositionen der Straßen- 
bauverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen für die erste Hälfte der 
90er Jahre geplant. 

80. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wann ist mit dem hochwasserfreien Ausbau der 
Bundesstraße 42 im Streckenabschnitt Fahr-Ir- 
lich (Stadt Neuwied) zu rechnen, und welche 
Schwierigkeiten bzw. ungelösten rechtlichen 
oder sachlichen Probleme stehen einem unmit- 
telbaren Baubeginn entgegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 

Mit dem hochwasserfreien Ausbau der B 42 im Streckenabschnitt Fahr- 
Irlich (Stadt Neuwied) soll 1985 begonnen werden. Besondere Schwierig- 
keiten und Probleme werden dafür nicht gesehen. 


Was hat die Bundesregierung bisher getan, um 
den Westast der S 3 im Münchner Verkehrsver- 
bund von Maisach nach Nannhofen zu verlän- 
gern, und bis wann ist mit einem Ausbau, wie 
mit einer Inbetriebnahme voraussichtlich zu 
rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 

Die Bundesregierung ist seit langem bemüht, sachgerechte Vorausset- 
zungen für den weiteren Ausbau der S-Bahn München zu schaffen. Dazu 
gehört auch eine leistungs- und aufwandsgerechte Einnahmenauftei- 
lung unter den Verbundpartnern. Die in der Anlaufphase des Verbundes 
dem Partner der Deutschen Bundesbahn (DB) zugestandene Einnahmen- 
beteiligung, die heute noch für das Münchner Umland im wesentlichen 
unverändert güt, kann nach über zwölf Jahren Verbundverkehr mit einer 
überragenden Entwicklung des S-Bahn-Verkehrsanteüs nicht weiter 
bestehen bleiben, weü dadurch die DB und damit der Bund unangemes- 
sen mit Folgekosten des Nahverkehrs belastet werden. Der Bund erwar- 


81. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 
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tet deshalb von den bayerischen Partnern, daß sie zu den für eine 
Normalisierung der Lasten verteüung erforderlichen Entscheidungen 
rechtzeitig beitragen. Nach dem erfolgreichen Abschluß der Verhandlun- 
gen steht dem Baubeginn nichts entgegen. Die Bundesregierung ist 
ständig im Gespräch mit den verantwortlichen Stellen und hofft, daß 
spätestens Anfang des kommenden Jahres mit den bayerischen Partnern 
Einvernehmen erzielt werden kann. 

82. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hickel 

{DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus der Einführung eines „Pendel-Inter- 
city" auf der Strecke Hannover — Bremen und 
zurück ab dem Sommerfahrplan 1985 zu ziehen, 
und welche Maßnahmen gedenkt sie für die Er- 
haltung eines ausreichenden Schnellzug-Ange- 
bots für die Städte Nienburg und Verden zu 
ergreifen? 


Die Deutsche Bundesbahn (DB) gestaltet ihr Leistupgsangebot in eigener 
Zuständigkeit und unternehmerischer Verantwortung; sie wird das IC- 
Angebot zwischen Bremen und Hannover verbessern und beabsichtigt 
nicht, ab 2. Juni 1985 die Bedienung von Nienburg und Verden durch 
schnellfahrende Züge einzuschränken. 


Die DB will vielmehr zunächst die Entwicklung der Nachfrage und 
Akzeptanz ihres ab Sommerfahrplan 1985/86 vorgesehenen neuen Lei- 
stungsangebots abwarten. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse könn- 
ten eine Anpassung des Angebotes für den Jahresfahrplan 1986/87 erfor- 
derlich machen. 


83. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage hat der Regie- 
rungspräsident Köln veranlassen können, daß 
auf dem Kölner Autobahnring einheitlich eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung von 100 Küo- 
meter pro Stunde ab 1. Dezember 1984 festge- 
legt worden ist, und inwieweit kann durch eine 
solche Maßnahme die Sicherheit des Straßenver- 
kehrs auf den Streckenabschnitten dieser Bun- 
desautobahnen beeinträchtigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 


Die Anordnung örtlicher Geschwindigkeitsbeschränkungen kann sich 
nur auf § 45 StVO stützen. Danach können die Straßenverkehrsbehör- 
den die Benutzung bestimmter Straßen oder Straßenstrecken u. a. aus 
Gründen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs beschränken oder 
verbieten und den Verkehr umleiten. 

Nach Pressemeldungen ist die Geschwindigkeitsbeschränkung auf dem 
Kölner Autobahnring zur Erhöhung der Verkehrssicherheit angeordnet 
worden. 

Nach den Erkenntnissen der Unfallursachenforschung ist eine Minde- 
rung der Verkehrssicherheit durch eine solche Maßnahme nicht zu er- 
warten. 

84. Abgeordneter Welche Maßnahmen des Bundesfernstraßenbaus 

Dr. Wernitz werden im Jahr 1985 in den Landkreisen Donau - 

(SPD) Ries und Dillingen an der Donau mit welchem 

Finanzvolumen mit Sicherheit fortgeführt bzw. 
in Angriff genommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. Dezember 

Die Mittel für den Bundesfernstraßenbau werden nicht nach regionalen 
Gesichtspunkten, sondern projektbezogen zugewiesen. 

Für den Landkreis Donau-Ries und Dillingen sind folgende Maßnahmen 
von Bedeutung: 

1. Der Weiterbau der A 7, Würzburg — Ulm. 

Hier wird weiterhin das Ziel einer durchgehenden Fertigstellung im 
Jahr 1987 angestrebt. Dazu sind im Jahr 1985 insgesamt 166,2 Millio- 
nen DM im Bundeshaushalt eingeplant. 

2. Für die Ortsumgehung Löpsingen im Zuge der B 466 kann mit dem 
rechtsbeständigen Abschluß des Planfeststellungsverfahrens im Jahr 
1985 gerechnet werden. Ob bei der Vielzahl der laufenden Bauvorha- 
ben auch ein Baubeginn 1985 finanziert werden kann, wird noch 
geprüft. 

3. Für die bereits fertiggestellten Maßnahmen 

- B 16, Verlegung zwischen Straß und Rain und 

- B 16, Verlegung bei Gundelfingen 

ist die Restfinanzierung in Höhe von 0,9 Millionen DM sichergestellt. 

4. Zur Verbesserung der Bundesstraßen sind mehrere kleinere Maßnah- 
men vorgesehen, die aus global zugewiesenen Bundsmitteln für Vor- 
haben bis 3 Millionen DM finanziert werden. Die Disposition dieser 
Mittel erfolgt durch das Land im Rahmen des ihm zugewiesenen 
Finanzvolumens. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


85. Abgeordneter 

Dr. Sperlinq 

(SPD) 


Warum fördert die Bundesregierung über Mo- 
dellmaßnahmen ökologisch orientiertes Bauen, 
wenn sie davon ausgeht, daß Öko-Häuser 
„kaum größere Multiplikatorwirkungen" (Bun- 
desminister Dr. Schneider) entfalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 14. Dezember 

Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß mit ökologisch orientier- 
tem Hausbau allein die stadtökologische Situation durchgreifend verbes- 
sert werden kann. Nur insofern kommt ökologisch orientiertem Bauen 
keine große Multiplikatorwirkung zu. Erforderlich sind vielmehr, wie 
Bundesbauminister Dr. Schneider in seiner Rede auf dem ECE-For- 
schungskolloquium fJ Stadt und Umwelt" am 25. Oktober 1984 - aus der 
auch die sinnentstellend zitierte Passage stammt - ausgeführt hat, 
„umfassende, integrierte Handlungsprogramme, die die bisherigen sek- 
toralen Ansätze" ergänzen und zusammenführen. Als Teil eines solchen 
stadtökologischen Gesamtkonzepts kommt auch einer den ökologischen 
Zusammenhängen und Anforderungen verpflichteten Bauweise beim 
Neubau, aber vor allem auch bei Umbau und Modernisierung erhebliche 
Bedeutung zu. Im Rahmen des experimentellen Wohnungs- und Städte- 
baus geförderte und fachwissenschaftlich begleitete Modellvorhaben 
ökologischen Bauens erfüllen hier eine wichtige Pionier- und Anstoß- 
funktion. Für das Bauen kommt ihnen daher Multiplikatorwirkung zu. 
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86. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 

Dr. Sperling Entbürokratisierung des Baurechtes mit dem 

(SPD) Ziel, „wieder mehr Freiräume zu eigenverant- 

wortlichem Handeln" zu verschaffen, gleichzei- 
tig dem Bodenschutz und den Zielen der Um- 
weltschutzpolitik dient? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 14. Dezember 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die auch für den Städtebau 
geltende im Grundgesetz geregelte Aufgabenstellung der Gemeinden 
und die Ziele der Umweltschutzpolitik und des Bodenschutzes nicht im 
Gegensatz zueinander stehen. 

Deshalb hat das von der Bundesregierung angekündigte Baugesetzbuch 
sowohl die Stärkung der eigenverantwortlichen Entscheidungsmöglich- 
keiten der Gemeinden und - soweit möglich - die Erleichterung des 
Bauens als auch die Einbeziehung der stadtökologischen Erfordernisse 
des Umwelt- und Bodenschutzes zum Ziel. 

Die Gemeinden haben im eigenen Wirkungskreis im Rahmen der staatli- 
chen Gesetze Entscheidungen zum Wohle ihrer Bürger so zu treffen, daß 
sie auch den Belangen des Umweltschutzes gerecht werden. In diesem 
Sinne eigenverantwortliche Entscheidungen führen in der Regel zu bes- 
seren Ergebnissen als der Zwang zur Beachtung enger Vorschriftenge- 
flechte. 


87. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Auf welchen Erkenntnissen beruht die Annah- 
me, daß eine Stärkung der kommunalen Ent- 
scheidungsmöglichkeiten in der Baulandpla- 
nung dem Ziel der Verringerung des Land- 
schaftsverbrauches und den Zielen des Umwelt- 
schutzes nicht widerspricht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 14. Dezember 

Die kommunale Bauleitplanung ist eingebettet in die vom Land vorgege- 
benen Ziele der Raumordnung und Landesplanung. Die Überprüfung, ob 
die Bauleitpläne diesen Zielen angepaßt sind, ist eines der wesentlichen 
Kriterien bei der Genehmigung von Bauleitplänen. In diesem Rahmen 
entspricht es der Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für die 
kommunale Selbstverwaltung, den Gemeinden die Entscheidung über 
die Nutzung ihres Grund und Bodens selbst zu überlassen. Im künftigen 
Baugesetzbuch sollen die Verpflichtung zum schonenden Umgang mit 
Grund und Boden und die Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt 
im Rahmen und mit den Mitteln der Bauleitplanung deutlicher als bei den 
Änderungen des Bundesbaugesetzes 1976 und 1979 hervorgehoben 
werden. 


88. Abgeordneter 

Grünbeck 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bundesmittel 
zum Bau der Studentenstadt München II (ehe- 
maliges Olympisches Dorf der Frauen) wie bei 
allen anderen durch Bund und Länder geförder- 
ten Studentenwohnheimen als leistungsfreies 
Darlehen einzustufen, und wann ist mit einer 
solchen Entscheidung zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 17. Dezember 

Zur Mitfinanzierung der Studentenwohnanlage in München, Conally- 
straße und Helene-Mayer-Ring (ehemaliges Olympisches Dorf der 
Frauen) hat der Bund dem Studentenwerk München über den Freistaat 
Bayern von 1969 bis 1977 insgesamt 20 913 000 DM zur Verfügung 
gestellt. Der Freistaat Bayern und die Landeshauptstadt München haben 
sich jeweüs mit 10456 500 DM an der Finanzierung beteiligt. 

Die Förderbeträge des Bundes sind - anders als damals üblich - aus 
Mitteln des sozialen Wohnungsbaus und nicht im Rahmen der Studenten- 
wohnraumforderung bereitsgestellt worden. Sie sind öffentliche Mittel im 
Sinne des § 6 des II. Wohnungsbaugesetzes. 

Verzinsung und Tügung der Darlehen sind erstmals bei ihrer Gewäh- 
rung und anschließend durch Entscheidungen des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom 10. Juli 1978 und 27. April 
1982 mit Rücksicht auf die Ertragslage des Objektes und die einge- 
schränkte Mietzahlungsfähigkeit seiner Bewohner bis 1987 ausgesetzt 
worden. 

Zu einer endgültigen Umwandlung in einen Zuschuß hat sich der Bund 
aus Rechtsgründen und auch deshalb nicht entschließen können, weil er 
einen die Rentabilität verbessernden Mietanstieg mittel- und länger- 
fristig nicht für ausgeschlossen gehalten hat. Dieser Beurteüung haben 
1982 Grundmieten (einschließlich Betriebskosten und Möblierungszu- 
schlag) von 91,50 DM monatlich für ein Hochhausappartement, 
108,50 DM für einen Wohnplatz in einem Bungalow und 170 DM für ein 
Ehepaar-Appartement zugrunde gelegen. 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keinen Entscheidungsbedarf; sie 
wird rechtzeitig vor Ablauf der Fünf-Jahres-Frist überprüfen, wie bezüg- 
lich der Tügung und Verzinsung der Darlehen des Bundes zu verfahren 
sein wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
als Folge der seit Ende 1982 stark rückläufigen 
Geburtenzahlen dem von ihr in der Antwort auf 
meine Frage 65 in Drucksache 10/2416, Seite 28, 
zutreffend dargelegten Zuwachs bei der Zahl der 
Kinder in den Altersgruppen von drei bis unter 
sechs Jahren ab 1982 bereits ab 1986 eine starke 
Abnahme folgt, und welche Konsequenzen erge- 
ben sich dann auf den Personalbedarf in Einrich- 
tungen des Elementarbereichs des Erziehungs- 
und Bildungswesens nicht nur für die derzeit 
rund 5 000 Erzieher, sondern auch die zahlenmä- 
ßig um ein Vielfaches stärker vertretenen Be- 
schäftigten der anderen im Elementarbereich tä- 
tigen Berufsgruppen der Erziehung, Bildung und 
Betreuung der Kinder? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 17. Dezember 

Die Zahl der drei- bis unter sechsjährigen Kinder wird im Jahr 1986 um 
1,4 v. H. unter der des Jahres 1985, aber immer noch um 5,6 v. H. über 
der des Jahres 1982 liegen. Wie sich die Zahl der Kinder in der betreff en- 


und Wissenschaft 


89. Abgeordneter 

Conrad 

(Riegelsberg) 

(CDU/CSU) 
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den Altersgruppe nach 1986 entwickeln wird, hängt von den Geburten- 
zahlen im Jahr 1984 und in den kommenden Jahren ab; dies bleibt 
abzuwarten. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß die Inanspruchnahme von Einrichtun- 
gen des Elementarbereichs des Erziehungs- und Büdungswesens nicht 
allein von der Kinderzahl, sondern auch von den elterlichen Entscheidun- 
gen über den Besuch der Einrichtungen abhängt. 

Konsequenzen für den Personalbedarf nach 1986 in derartigen Einrich- 
tungen über die bereits von deren Trägern eingeleiteten und Ihnen mit 
meiner Antwort auf Ihre Frage 60 (Drucksache 10/2416) mitgeteilten 
Entwicklung hinaus ergeben sich auf Grund der nach 1982 gesunkenen 
Geburtenzahlen aus heutiger Sicht nicht. 

Im übrigen güt - wie für das Büdungswesen insgesamt -, daß der an 
der Zahl der Kinder und dem pädagogisch wünschbaren ausgerichtete 
Personalbedarf nur bei entsprechenden Finanzierungsmöglichkeiten 
der Träger erfüllt werden kann. 

Der Arbeitsmarkt für alle erzieherischen Berufe ist auf Grund des Gebur- 
tenrückgangs und in Anbetracht der großen Anzahl von Personen, die 
eine entsprechende Ausbildung durchlaufen haben und eine Beschäfti- 
gung suchen, schon seit Jahren angespannt. Es gibt derzeit keine Anzei- 
chen dafür, daß sich dies in den nächsten Jahren ändern wird. 


90. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, in welcher 

Kastning Form die vom Verband Deutscher Maschinen- 

(SPD) und Anlagenbau (VDMA) und vom Zentralver- 

band der Elektrotechnischen Industrie (ZVEI) 
am 19. März 1984 angekündigte Förderungsge- 
meinschaft zur Unterstützung der Gemein- 
schaftsaktion „Computer und Bildung“ gegrüm 
det worden und wer Mitglied ist? 


Antwort Parlamentarischen des Staatssekretärs Pfeiler 
vom 14. Dezember 

Die Fördergemeinschaft „Computer und Büdung" ist von dem Verband 
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA), Fachgemeinschaft 
Büro- und Informationstechnik, und von dem Zentralverband der Elektro- 
technischen Industrie (ZVEI), Fach verband Datenverarbeitung, durch 
Vertrag vom 5. September 1984 gegründet worden. Rechtsform ist eine 
Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts. Die Vertragspartner haben jedoch 
vereinbart, ihre Zusammenarbeit bei Bedarf in einen eingetragenen 
gemeinnützigen Verein umzuwandeln. 

Die Fördergemeinschaft hat sich eine Satzung gegeben. 

Die Fördergemeinschaft wird von den Mitgliedsfirmen der Fachgemein- 
schaft Büro- und Informationstechnik des VDMA und des Fachverbandes 
Datenverarbeitung des ZVEI, zusammen über 100 Firmen, unterstützt. 
Darüber hinaus informiert die Fördergemeinschaft weitere interessierte 
Firmen der Branche über ihre Aktivitäten und lädt sie zur Beteiligung ein. 


91. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


In welcher Weise soll die Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern mit der Fördergemeinschaft 
zur Unterstützung der Aktion „Computer und 
Büdung“ erfolgen? 


43 



Drucksache 10/2673 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 14. Dezember 

Zur Zusammenarbeit von Bund und Ländern mit der Fördergemeinschaft 
zur Unterstützung der Aktion „Computer und Bildung“ ist ein informeller 
Gesprächskreis gebildet worden, der in unregelmäßigen Abständen 
Zusammentritt. An diesem Gesprächskreis sind neben der Fördergemein- 
schaft der Bund (Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft und 
Bundesministerium für Forschung und Technologie), die Länder (in der 
Regel die Mitglieder des Ausschusses Bildungsplanung der BLK) sowie 
die Kommunalspitzenverbände beteiligt. 

92. Abgeordneter Welchen Umfang hatten die in der Pressemittei- 

Kuhlwein lung 30/1984 des Bundesministers für Bildung 

(SPD) und Wissenschaft erwähnten Zusagen aus der 

Wirtschaft zur Unterstützung der Aktion „Com- 
puter und Büdung“ zu Beginn der Aktion, und 
welchen haben sie zur Zeit erreicht bei Geräte- 
spenden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 14. Dezember 

Der Umfang der Gerätespenden aus Anlaß der Aktion „Computer und 
Büdung" vom 19. März 1984 geht aus der Dokumentation „Computer 
und Büdung“, Herausgeber: Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft, Bundesminister für Forschung und Technologie, Schriftenreihe 
„Berichte und Dokumentationen" der Bundesregierung, Bonn, Mai 1984, 
Seite 47 bis 62, hervor. Einzelne weitere Spenden sind inzwischen hin- 
zugekommen. Die Abwicklung der Spenden erfolgt zwischen den Fir- 
men und den Büdungseinrichtungen bzw. Ländern direkt und ist in- 
zwischen weitgehend abgeschlossen. 

Die Fördergemeinschaft „Computer und Büdung" sieht ihre Aufgabe 
primär in einem Meinungsaustausch und Interessenab gleich zwischen 
Vertretern des Büdungswesens und Industrie und nicht in der Aquisition 
und Verteüung von Spenden und Rabatten. 

Wegen der direkten Kontakte zwischen Firmen und Büdungseinrichtun- 
gen zur Abwicklung der Spenden ist der Bundesregierung der derzeitige 
Stand der Spendennutzung nicht bekannt. 

93. Abgeordneter Welchen Umfang hatten die in der Pressemittei- 

Kuhlwein lung 30/1984 des Bundesministers für Bildung 

(SPD) und Wissenschaft erwähnten Zusagen aus der 

Wirtschaft zur Unterstützung der Aktion „Com- 
puter und Bildung" zu Beginn der Aktion, und 
welchen haben sie zur Zeit erreicht für Preis- 
nachlässe bei Gerätekauf? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 14. Dezember 

Die Antwort zu Frage 92 güt hier sinngemäß. Es kann davon ausgegan- 
gen werden, daß auch die Rabattangebote weitgehend genutzt worden 
sind bzw. noch genutzt werden. Im übrigen sind die beschaffenden 
Stehen in den Ländern und Gemeinden gehalten, in jedem FaU die für sie 
geltenden Vergaberegeln zu beachten. 


94. Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Welche Rohe spielt die Fördergemeinschaft zur 
Unterstützung der Aktion „Computer und Bü- 
dung 11 bei der Fortbildung der Lehrer? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 14. Dezember 

In einem der informellen Gespräche der Vertreter des Bildungswesens 
mit denen der Fördergemeinschaft am 13. November 1984 ist folgendes 
verabredet worden: 

1. Die Fördergemeinschaft wird von interessierten Firmen und Institutio- 
nen Angebote einschließlich der Konditionen einholen, die die Lehrer- 
fortbildung der Länder zur Informationstechnik (Datenverarbeitung, 
Textverarbeitung, Bürokommunikation) und Mikroelektronik (Mikro- 
prozessortechnik, Meß- und Regelungstechnik, Steuerungstechnik 
etc.) unterstützen. 

2. Die Fördergemeinschaft strukturiert die Angebote so, daß sie vergli- 
chen werden können. 

3. Diese Angebote werden der Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kom- 
mission für Büdungsplanung und Forschungsförderung Anfang 1985 
zugesandt. 

95. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob Ausbil- 

Heyenn dungsplätze im Bereich Reise verkehrskauf- 

(SPD) mann/-frau nicht angeboten werden, weü ent- 

sprechende Berufsschulplätze fehlen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 14. Dezember 

Nach den im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft vorliegen- 
den Informationen ist davon auszugehen, daß im Bereich Reiseverkehrs- 
kaufmann/Reiseverkehrskauffrau Berufsschulplätze in ausreichendem 
Umfang zur Verfügung stehen. Weder im Koordinierungsausschuß noch 
in der Kultusministerkonferenz, die als länderübergreifende Gremien in 
diesem Bereich koordinierend tätig sind, sind nach hier vorliegenden 
Informationen diesbezügliche Probleme behandelt worden. Da nach der 
grundgesetzlichen Kompetenzverteüung die Regelung des Berufsschul- 
unterrichts in die ausschließliche Zuständigkeit der Länder fällt, wurde 
auch der Kultusminister des Landes Schleswig-Holstein um Stellung- 
nahme gebeten. Er teüt mit, daß alle Auszubildenden im Bereich Reise- 
verkehrskauf mann/Reiseverkehrskauffrau in der Landesberufsschule in 
Malente geschult werden. Dort gibt es zwei Klassen mit insgesamt 
45 Schülerinnen und Schülern in der Unterstufe, zwei Klassen mit insge- 
samt 38 Schülerinnen und Schülern in der Mittelstufe und zwei Klassen 
mit insgesamt 34 Schülerinnen und Schülern in der Oberstufe. In allen 
Stufen könnte bei Bedarf die Kapazität ausgeweitet werden, so daß also 
aus der Sicht des Landes Schleswig- Holstein keinerlei Schulprobleme in 
dem von Ihnen angesprochenen Bereich bestehen. 


96. Abgeordneter Wie viele Ausbildungsplätze sind seit der Schaf- 

Stiegler fung des Ausbüdungsberufes Reiseverkehrs- 

(SPD) kaufmahn/-frau in den Bereichen Reisevermitt- 

lung/Veranstaltung und Kurwesen/Fremdenver- 
kehr insgesamt geschaffen worden, und wie ver- 
teilen sich die Ausbildungsplätze auf die einzel- 
nen Bundesländer? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 18. Dezember 


Der Ausbüdungsberuf „ Reiseverkehrskaufmann/Reiseverkehrskauffrau " 
wurde durch Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft vom 
12. Dezember 1974 auf der Grundlage von § 25 Abs. 1 Berufsbildungs- 
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gesetz staatlich anerkannt. Diese Verordnung trat am 12. März 1975 
in Kraft, die bis dahin geltende Regelung für den Ausbildungsberuf 
„Reisebürokaufmann" wurde dadurch aufgehoben. 


1979 wurde die Ausbildungsordnung „Rieseverkehrskaufmann" überar- 
beitet und an die technische und wirtschaftliche Entwicklung angepaßt. 

Die Ausbildung zum „Reiseverkehrskaufmann/Reiseverkehrskauffrau" 
ist in den beiden in der Frage genannten Schwerpunkten möglich. Die 
Zahl der Auszubüdenden in diesen Schwerpunkten wird jedoch stati- 
stisch nicht gesondert erfaßt. Insgesamt gab es im Jahr 1975 in diesem 
Beruf 2 555 Auszubildende, Ende 1983 waren es 3 673. Die Zahl der 
Auszubildenden im Beruf „ Reiseverkehrskaufmann/Reiseverkehrskauf- 
frau " ist also seit dem Inkrafttreten der ersten Ausbüdungsordnung um 
1 118 gestiegen. 


1983 verteilten sich die Auszubildenden auf die einzelnen Bundesländer 
wie folgt: 


97. 


Schleswig-Holstein 

112 

Hamburg 

187 

Niedersachsen 

427 

Bremen 

66 

Nordrhein-Westfalen 

1058 

Hessen 

365 

Rheinland-Pfalz 

164 

Baden-Württemberg 

469 

Bayern 

590 

Saarland 

52 

Berlin (West) 

183 

Abgeordneter 

Wie hat sich die Zahl der Ausbildungsplätze für 

Stiegler 

den Ausbildungsberuf Reiseverkehrskaufmann/ 

(SPD) 

-frau im Verlauf der Jahre seit der Einführung 
entwickelt, und gibt es gravierende Unterschie- 
de zwischen verschiedenen Regionen, insbeson- 
dere städtischen und ländlichen Räumen? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 

vom 18. Dezember 


Die Zahl der Auszubildenden im Beruf „Reiseverkehrskauf mann/Reise - 
verkehrskauffrau" hat sich in den Jahren 1975 bis 1983 wie folgt entwik- 

kelt: 



Zahl der Auszubüdenden 

Jahr 

(jeweils 


zum 31. Dezember) 

1975 

2 555 

1976 

2504 

1977 

2 651 

1978 

2 871 

1979 

3 300 

1980 

3 745 

1981 

3 871 

1982 

3 882 

1983 

3 673 


Gravierende Unterschiede in der Entwicklung zwischen den einzelnen 
Bundesländern können anhand der hier vorliegenden Statistiken nicht 
festgestellt werden. Dies gilt beispielsweise auch für einen Vergleich von 
Ländern mit relativ hoher bzw. relativ niedriger Bevölkerungsdichte. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


98. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bundes- 

Dr. Holtz regierung aus der Giftkatastrophe in Bhopal (In- 

(SPD) dien) für die Entwicklungspolitik und die Politik 

gegenüber den in der Dritten Welt investieren- 
den Unternehmen zu ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 19. Dezember 

Die Bundesregierung prüft im Rahmen der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit die von ihr finanzierten Vorhaben auch im Hinblick auf 
ihre möglichen ökologischen Auswirkungen. Mit Einführung des Verfah- 
rens zur Prüfung der Umweltverträglichkeit von Entwicklungsvorhaben 
wird sie, wie in Ziffer 2 der Antwort auf die Große Anfrage der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP vom 22. November 1984 ausgeführt, in der Lage 
sein, den Aspekt des Umweltschutzes noch gründlicher und systemati- 
scher prüfen zu können. Vorhaben, die Umweltauswirkungen in nicht 
vertretbarem Maße erwarten lassen, werden nicht gefördert. Wo bei 
laufenden Vorhaben Umweltprobleme entstanden sind, steht die Bundes- 
regierung im Dialog mit den Partnerländern und hat zusätzliche Maßnah- 
men zur Beseitigung oder Verminderung der schädigenden Umweltaus- 
wirkungen eingeleitet oder bereitet sie vor. Die Bundesregierung geht 
davon aus, damit auf dem Gebiet des Umweltschutzes in ausreichendem 
Maße Vorsorge getroffen zu haben. Es ist jedoch nicht völlig auszuschlie- 
ßen, daß durch spätere Fehlentwicklungen dennoch Schwierigkeiten 
oder Probleme auftreten können, deren Ursachen in den Partnerländern 
zu suchen sind. 

Bei ihrer Politik gegenüber den in der Dritten Welt investierenden Unter- 
nehmen geht die Bundesregierung allgemein davon aus, daß es zunächst 
in der Eigenverantwortung der Unternehmen liegt, Sicherheits- und 
Umwelterfordemissen in genügendem Umfang Rechnung zu tragen. Vor 
allem ist es Sache der Gastländer, entsprechende Vorschriften und Aufla- 
gen festzulegen und deren Einhaltung zu überwachen. Soweit die Bun- 
desregierung Investitionen in Ländern der Dritten Welt durch Einsatz 
ihres Förderinstrumentariums unterstützt, kommt auch eine Einfluß- 
nahme zugunsten einer umweltkonformen Durchführung in Betracht. 
Dies trifft insbesondere dort zu, wo die einzelne Förderungsmaßnahme 
mit einer eingehenden Projektprüfung verknüpft ist, bei der auch die 
Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt geprüft werden können. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die Unternehmen ein erheb- 
liches Eigeninteresse an der Beachtung des Umweltschutzes haben. Die 
die Tätigkeit der multinationalen Unternehmen betreffenden Verhaltens- 
kodizes, beispielsweise die im Rahmen der OECD erarbeiteten Richt- 
linien, verweisen im übrigen auf die Notwendigkeit, die Ziele und Maß- 
nahmen der Gastländer auch auf dem Gebiet des Umweltschutzes ange- 
messen zu berücksichtigen. Die Bundesregierung hat gegenüber den 
Unternehmen die Bedeutung dieser Richtlinien stets hervorgehoben. 


Bonn, den 21. Dezember 1984 
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